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A. Bericht des Abgeordneten Leukert 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 137. Sitzung 
am 16. Dezember 1960 die drei vorerwähnten Ent- 
würfe eines Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes in erster Beratung einge- 
hend erörtert und zur federführenden Einzelbera- 
tung an den Ausschuß für den Lastenausgleich und 
zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß über- 
wiesen. Der Ausschuß für den Lastenausgleich hat 
die Entwürfe vom 11. Januar bis zum 13. April 1961 
in zwölf häufig ganztägigen Ausschußsitzungen 
raten. Der Haushaltsausschuß hat in seiner 169. Sit- 


zung am 27. April 1961 die Beschlüsse des Ausschus- 
ses für den Lastenausgleich mitberaten, jedoch keine 
Bedenken erhoben. 

Der Entwurf mußte als Vierzehntes Gesetz zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes bezeichnet 
werden, nachdem auf Grund eines Antrages der 
Fraktion der CDU/CSU eine Änderung des § 252 
LAG als Dreizehntes Gesetz zur Änderung des La- 
stenausgleichsgesetzes als vordringlich vorwegge- 
nommen worden ist. 

Der wesentlichste Inhalt des Vierzehnten Geset- 
zes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes be- 
trifft die Erhöhung der Grundbeträge für die 
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Hauptentschädigung. Es war ein Anliegen aller 
Fraktionen des Deutschen Bundestages, nach Prü- 
fung der Finanzlage des Ausgleichsfonds, eine Er- 
höhung der Grundbeträge dann vorzunehmen, wenn 
dies möglich ist. Die Anhebung der Grundbeträge im 
Vierzehnten Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes bei den Schadensgruppen 1 bis 38 
und darüber hinaus mit einem linearen Zuschlag, 
auslaufend mit der Schadensgruppe 40 mit 6,5 v. H. 
entspricht diesen Überlegungen. Dabei werden die 
erhöhten Grundbeträge ab 1. Januar 1953 mit 4 v. H. 
verzinst. 

Der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung bei 
den Lebenshaltungskosten aller Personen in der 
Bundesrepublik folgend, wurde auch bei der Unter- 
haltshilfe eine Erhöhung sowohl für den Geschädig- 
ten als auch für dessen Ehegatten mit dem gleichen 
Betrag von je 12 DM vorgenommen. Auch der Kin- 
derzuschlag wurde um 2 DM erhöht. 

Für ehemals selbständig erwerbstätige Geschä- 
digte wurde erstmals durch das 12. ÄndG LAG un- 
ter bestimmten Voraussetzungen ein Zuschlag zur 
Unterhaltshilfe von 27 DM monatlich eingeführt. 
Dieser sogenannte Selbständigenzuschlag wird nun- 
mehr in dieser Novelle erheblich erhöht, und zwar 
auf 30 DM bis 65 DM; für den Ehegatten wird zu- 
sätzlich ein Zuschlag von 10 DM gewährt. Das be- 
trifft allerdings nur jene Personen, die früher ein- 
mal selbständig tätig waren und einen Hauptent- 
schädigungsanspruch mit einem Endgrundbetrag von 
mindestens 3600 DM zuerkannt erhalten haben. 
Auch die Herabsetzung des Anrechnungssatzes der 
Unterhaltshilfe von 40 auf 25 v. H. der Hauptent- 
schädigung und das Hineinwachsen von zwei weite- 
ren Jahrgängen in die Unterhaltshilfe, soweit es 
Personen mit ehemals selbständiger Tätigkeit und 
einem Grundbetrag von mindestens 3600 DM an- 
geht, bedeutet eine beachtliche Verbesserung ge- 
genüber dem 11. ÄndG LAG. 

Abschließend darf bemerkt werden, daß auch auf 
der Abgabenseite des Lastenausgleichs den Kriegs- 
sachgeschädigten bei der Vermögensabgabe in be- 
stimmten Fällen Vergünstigungen gewährt werden 
und auch die Verrechnung der Hauptentschädigung 
mit der Vermögensabgabe möglich gemacht wurde. 

Im übrigen verweise ich auf die nachfolgenden 
Ergänzungen und Änderungen der einzelnen Para- 
graphen des Lastenausgleichsgesetzes. 


II. 

Im einzelnen 

Zu Artikel I (Änderung von Geset- 
zen 

Zu § 1 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 5 Abs. 2 LAG) 

Die Änderung des Satzes 4 ist vorwiegend redak- 
tioneller Art. Sie ist aufgrund des 13. ÄndG LAG 
notwendig geworden. Es wird dabei klargestellt, daß 
sich die Regelung nicht auf Aufwendungen bezieht, 


die in Durchführung des 13. ÄndG LAG bei Behör- 
den (z. B. der Bundesschuldenverwaltung oder bei 
Ausgleichsbehörden) entstehen. 

Abgabenseite 

Zu Nr. 2 (§ 18 Abs. 1 LAG) 

Der Ausschuß hielt es nicht für vertretbar, daß 
ein etwa vorhandenes Reichsbankvermögen hin- 
sichtlich der Vermögensabgabe eine bevorzugte Be- 
handlung erfahren solle. Er beschloß daher nach 
eingehender Beratung, die im 8. ÄndG LAG erfolgte 
Befreiung der Deutschen Reichsbank rückgängig zu 
machen. 

Zu Nr. 3 (§ 39 LAG) 

Zu § 8 Abs. 2 Nr. 4 FG ist im Rahmen dieser 
Novelle (§ 2 Nr. 1 b) vorgesehen, daß auf Antrag 
Entschädigungszahlungen nach der Kriegssachschä- 
denverordnung außer Betracht bleiben, wenn sie 
nach dem 30. Juni 1943 gewährt worden sind. Die 
Vorschriften des Feststellungsgesetzes gelten, so- 
weit es sich um Schadenstatbestände handelt, die 
durch Ermäßigung der Vermögensabgabe nach §§ 39 
bis 47 a LAG berücksichtigt werden können, grund- 
sätzlich auch im Rahmen dieser Vorschriften. Die 
Grenzen für die Berücksichtigung solcher Schadens- 
tatbestände werden durch die obige Änderung des 
§ 8 Abs. 2 Nr. 4 FG rückwirkend erweitert. Würde 
in § 39 LAG keine Einschränkung gemacht werden, 
so müßten in allen Fällen, in denen die Verbes- 
serung des § 8 Abs. 2 Nr. 4 FG zu einer erstmaligen 
oder erhöhten Schadensberücksichtigung führt, die 
längst rechtskräftig gewordenen Veranlagungen zur 
Vermögensabgabe wieder aufgerollt werden. Bei 
den juristischen Personen, die eine Schadensabgel- 
tung nur durch Ermäßigung der Vermögensabgabe 
erlangen können, muß das in Kauf genommen wer- 
den. Dagegen erscheint es vertretbar, bei natürlichen 
Personen, für die in erster Linie eine Schadensab- 
geltung auf der Entschädigungsseite in Betracht 
kommt, die Abgabenseite aus der Neuregelung aus- 
zuklammern. 

Zu Nr. 4 (§ 55 a LAG) 

Die Ermäßigung nach § 55 a für Sowjetzonen- 
flüchtlinge bemißt sich nach bisheriger Rechtslage 
für abgabepflichtige Vermögen bis zu 100 000 DM 
einheitlich auf 10 v. H. des Betrags, der sich ergibt, 
wenn der bei der Veranlagung angesetzte Viertel- 
jahressatz auf die ungekürzte 50°/oige Abgabe- 
schuld angewendet wird. Es erscheint dem Ausschuß 
geboten, den sozialen Einschlag der Vergünstigungs- 
vorschrift (vgl. die Ausführungen zu § 55 a im 
Schriftlichen Bericht des Ausschusses für den Lasten- 
ausgleich betr. 8. ÄndG LAG, zu Drucksache 3322 
der 2. Wahlperiode) durch eine Anhebung des Er- 
mäßigungshundertsatzes für Abgabepflichtige mit 
kleineren Vermögen mit Wirkung für die nach dem 
1. Juli 1961 fälligen Vierteljahresraten (§ 13 Abs. 1 
Nr. 5 des Entwurfs) stärker zu betonen. Bei abgabe- 
pflichtigen Vermögen bis zu 10 000 DM soll nun- 
mehr das bisherige Ausmaß der Vergünstigung ver- 
dreifacht werden. Für je angefangene oder volle 
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3000 DM bzw. 2000 DM des Mehrvermögens ist ein | 
stufenweiser Übergang in der Weise vorgesehen, 
daß es bei abgabepflichtigen Vermögen über 50 000 
DM bei dem bisherigen Ermäßigungssatz von i 
10 v. H. verbleibt. 

Da es sich hierbei um Vorgänge handelt, die auch 
Ehegatten betreffen, war es erforderlich, in § 12 des 
Entwurfs eine Ermächtigung für eine durch Rechts- 
verordnung zu treffende entsprechende Regelung 
vorzusehen. 

Zu Nr. 5 (§ 55 b LAG) 

Von der regulären Schadensabgeltung durch Er- I 
mäßigung der Vermögensabgabe nach den §§ 39 i 
bis 47 a LAG sind auf Grund des in § 13 Abs. 1 j 
und 4 FG für Zwecke der Schadensberechnung vor- | 
geschriebenen Einheitswertvergleichs solche Geschä- 
digte ausgeschlossen, die den Schaden schon vor | 
dem Währungsstichtag beseitigen konnten. In dem 
Bericht über den Entwurf des Feststellungsgesetzes 
zu § 11 in der Ausschußfassung — zu Drucksache 
Nr. 2810 der 1. Wahlperiode — sind die Gründe 
dargelegt, die es dem Gesetzgeber vertretbar er- 
scheinen ließen, Schäden dieser Art bewußt von der 
Schadensabgeltung auszuschließen. 

Für einen bestimmten Kreis von Geschädigten er- 
scheint jedoch eine Sonderbehandlung außerhalb 
der regulären Schadensberücksichtigung im Rahmen 
einer Vergünstigungsvorschrift mit sozialem Ein- 
schlag angezeigt. Insbesondere handelt es sich hier- 
bei um Abgabepflichtige mit kleinerem Vermögen, 
die Totalschäden an Wohngebäuden erlitten haben 
und diese Schäden unter besonders schwierigen 
Verhältnissen, vielfach durch persönlichen Arbeits- 1 
einsatz, schon vor dem Währungsstichtag zumindest 
teilweise beseitigt haben. Im einzelnen mußte die 
Abgrenzung so getroffen werden, daß eine Besser- 
stellung gegenüber den Fällen, in denen die Schä- 
den durch reguläre Schadensberücksichtigung abge- ; 
gölten werden können, weitgehend vermieden wird. , 

Der Schlußsatz der Ausführungen zu Nr. 4 (§ 55 a) 
gilt hier entsprechend. 

Zu Nr. 6 (§ 116 LAG) 

§ 116 behandelt das Befriedigungsvorrecht vor 
den in der Form einer öffentlichen Last bestehenden 
Abgabeschulden der Hypothekengewinnabgabe, 
welches bestimmten Rechten bei einer Zwangsvoll- > 
Streckung in das Grundstück gewährt wird. Zu die- 
sen Rechten gehören nach der letzten Fassung der 
Vorschrift durch das 12. ÄndG LAG auch Grund- ; 
Pfandrechte in Fällen, in denen der gesicherte Kredit 
„bei Wohnungen zur Erzielung der Mindestausstat- 
tung im Sinne des § 40 Abs. 1 des II. WoBauG" 
dient. Dieses Befriedigungsvorrecht soll durch eine 
Ergänzung in § 116 Abs. 1 Nr. 2 künftig auch inso- 
weit gewährt werden, wie der Kredit dem „Einbau 
einer Heizungsanlage" dient. Dieser Zweck wird 
auch im sonstigen Steuerrecht sowie beim Einsatz 
öffentlicher Mittel, mit denen die Modernisierung 
von Altwohngebäuden gefördert wird, den in § 40 
Abs. 1 des II. WoBauG aufgeführten Zwecken 
gleichgeachtet; insbesondere ist hierbei auf Artikel I 


Nr. 10 des Entwurfs des Steueränderungsgesetzes 
1961 — Drucksache 2573 — hinzuweisen. 

Zu Nr. 7 (§ 130 a LAG) 

Nach § 130 a dürfen 20 v. H. der Aufwendungen 
aus eigenen Mitteln, die bei „Wohnungen zur Er- 
zielung der Mindestausstattung im Sinne von § 40 
Abs. 1 des II. WoBauG" eingesetzt werden, in der 
Ertragsberechnung für das Grundstück abgezogen 
werden, nach welcher sich ein Erlaß der Abgabe- 
leistungen bei der Hypothekengewinnabgabe wegen 
ungünstiger Ertragslage richtet. Aus ähnlichen Er- 
wägungen wie denen, die bei § 116 angestellt sind, 
soll dies künftig auch für solche Aufwendungen aus 
eigenen Mitteln gelten, bei denen es sich um den 
„Einbau einer Heizungsanlage" handelt. 

Zu Nr. 8 (§ 199b LAG) 

Die Vorschrift betrifft den Kreis solcher Geschä- 
digter, die auf der einen Seite wegen erlittener 
Kriegsschäden als Hauptentschädigungsberechtigte 
Gläubiger des Ausgleichsfonds und auf der anderen 
Seite als Abgabepflichtige Schuldner des Aus- 
gleichsfonds sind. Diese Geschädigten empfinden es 
als ungerecht, daß sie trotz rechtskräftiger Zu- 
erkennung des Anspruchs auf Hauptentschädigung 
die laufenden Leistungen auf ihre Abgabeschulden 
weiter entrichten sollen, ohne daß bisher die Mög- 
lichkeit der Verrechnung ihres Hauptentschädigungs- 
anspruchs mit ihren Abgabeverpflichtungen bestand. 

Es erscheint dem Ausschuß daher geboten, die 
Erfüllung des rechtskräftig zuerkannten Anspruchs 
auf Hauptentschädigung (§ 251), also einschließlich 
der ab 1. Januar 1953 aufgelaufenen Zinsen, im 
Wege der Verrechnung mit LA-Abgabeschulden in 
Höhe des Zeitwerts auf Antrag zuzulassen, zumal 
dadurch die für die Erfüllung durch Barauszahlung 
jeweils verfügbaren Mittel des Ausgleichsfonds 
nicht in Anspruch genommen werden müssen. Eine 
Verrechnung von Amts wegen ist dagegen nicht 
vorgesehen, weil sie solche Abgabeschuldner be- 
nachteiligen würde, die bereits die Altersvoraus- 
setzungen für eine Barauszahlung der Hauptentschä- 
digung erfüllen oder die bei Weiterentrichtung ihrer 
laufenden Abgabeverpflichtungen Ermäßigungen in 
Anspruch nehmen können, wie z. B. die Familien- 
ermäßigung (§ 53), die Vergünstigungen wegen 
Alters oder Erwerbsunfähigkeit (§ 54), den Erlaß 
laufender Leistungen der Hypofhekengewinnabgabe 
nach §§ 129, 131. 

Mit der Regelung des § 199 b wird neben der be- 
schleunigten Abwicklung auch die Vereinfachung 
und Einsparung von laufenden Verwaltungsarbeiten 
sowohl bei den Ausgleichsämtern als auch bei den 
Finanzämtern erreicht. Die Einzelheiten für die 
Durchführung der Vorschrift sollen durch Rechts- 
verordnung geregelt werden. 

Entschädigungsseite 
Zu Nr. 9 (§ 230 LAG) 

a) Eine besondere Härte ist von den Betroffenen 
darin gesehen worden, daß nach der bisherigen 
Regelung Geschädigte, die als Sowjetzonen- 
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flüchtlinge nach dem 31. Dezember 1952 in die 
Bundesrepublik gekommen sind, also auch ihren 
Aufenthalt in der sowjetischen Besatzungszone 
haben aufgeben müssen, Vertreibungsschäden 
und Ostschäden nicht geltend machen können 
und damit von den Leistungen mit Rechts- 
anspruch ausgeschlossen sind. Der Ausschuß hält 
es für gerechtfertigt, für diesen Personenkreis 
eine Ausnahme dann zuzulassen, wenn der Ge- 
schädigte bis zum 31. Dezember 1960 im Gel- 
tungsbereich des LAG Aufnahme gefunden hat. 
Mit dem 31. Dezember 1960 wurde ein in der 
nahen Vergangenheit liegender Zeitpunkt ge- 
wählt. Es erscheint angezeigt, bei dieser Gelegen- 
heit auch die kleine Gruppe von Geschädigten 
einzubeziehen, die während des Krieges aus dem 
heutigen Geltungsbereich des LAG evakuiert 
worden und erst nach dem 31. Dezember 1952 
zurückgekehrt sind. 

Von einer allgemeinen Verlegung des Aufent- 
haltsstichtages hat der Ausschuß schon mit 
Rücksicht auf die Auswirkungen, die sich in 
zahlreichen anderen Kriegsfolgegesetzen ergeben 
würden, abgesehen. 

b) Die vorgeschlagene Neuregelung im Rahmen der 
Familienzusammenführung, wonach bei Personen, 
die das 70. Lebensjahr vollendet haben, unter 
der Voraussetzung mangelnder Pflege im 
bisherigen Aufenthaltsgebiet Hilfsbedürftigkeit 
unterstellt wird, dient der Anpassung an die 
Praxis des Bundesvertriebenengesetzes. 

Bei Zuzug aus dem Ausland hält der Ausschuß 
eine Berücksichtigung im Rahmen der Familien- 
zusammenführung nur bis zum 31. Dezember 
1961 für vertretbar, weil davon ausgegangen 
werden kann, daß die Familienzusammenführung 
bis zu diesem Zeitpunkt im wesentlichen abge- 
schlossen ist. 

Einem Antrag der Fraktion der FDP, auch die 
Familienzusammenführung von volljährigen 
hilfsbedürftigen Kindern zu den Eltern und von 
volljährigen Kindern zu den hilfsbedürftigen 
Eltern zu berücksichtigen, konnte der Ausschuß 
nicht zustimmen, weil eine solche Regelung zu 
einer Umgehung der Stichtagsvoraussetzungen 
des Gesetzes geführt hätte. 

Ein Antrag der Fraktion der SPD, die am Stichtag 
(31. Dezember 1952) im westlichen Ausland leben- 
den Geschädigten einzubeziehen, fand im Ausschuß 
im Hinblick darauf, daß die in der sowjetischen Be- 
satzungszone lebenden Geschädigten Vertreibungs- 
schäden und Ostschäden nicht geltend machen kön- 
nen, keine Mehrheit. 

Zu Nr. 10 (§ 239 Abs. 1 LAG) 

Die Änderung ermöglicht den Geschädigten, sich 
für Zwecke der Schadensberechnung bei Existenz- 
verlust abweichend von den Normaljahren 1937 bis 
1939 auch auf die Eiijkünfte der Jahre 1940/41 zu 
berufen. Dies kommt insbesondere den Volksdeut- 
schen aus denjenigen Gebieten zugute, die erst 1939 
unter deutsche Verwaltung gestellt wurden. 


[ H a u p t e n t s c h ä d i g u n g 

| Zu Nr. 11 (§ 245 Nr. 4 LAG) 

j Die Vorschrift ist im Hinblick auf die Änderung 
des § 20 FG durch das 12. ÄndG LAG erforderlich 
| geworden. 

I 

Ein Antrag der Fraktion der SPD ging dahin, 
weitere Zuschläge zu den Einheitswerten vorzu- 
sehen. Der Ausschuß war der Meinung, daß Ver- 
; besserungen der Hauptentschädigung in erster Linie 
| über eine Erhöhung der Grundbeträge vorgenom- 
I men werden sollten. Das 8. ÄndG LAG hat bereits 
einen Zuschlag für land- und forstwirtschaftliche 
Einheitswerte eingeführt; darüber hinaus erschien 
dem Ausschuß eine weitere Korrektur der Einheits- 
| werte, die auch nicht ohne Rückwirkungen auf die 
j Abgabenseite bleiben könnte, nicht veranlaßt. 

■ Zu Nr. 12 (§ 246 LAG) 

In Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage 
i hält es der Ausschuß für erforderlich, das Schwer- 
gewicht der Novelle auf die Erhöhung der Grund- 
beträge der Hauptentschädigung zu legen und dabei 
vor allem die Schäden an mittleren existenztragen- 
den Vermögen zu berücksichtigen. Die Einführung 
eines anderen Systems im Aufbau der Tabelle, näm- 
lich des von der Fraktion der SPD beantragten „An- 
stoßprinzips 1 ', scheint dem Ausschuß in dem vorge- 
schrittenen Stadium der Auszahlung der Hauptent- 
schädigung nicht mehr möglich. Ebenso hält es der 
Ausschuß nicht für gerechtfertigt, die Grundbeträge 
bei kleineren Schadensbeträgen über den Schadens- 
betrag hinaus anzuheben, zumal dies zwangsläufig 
in den mittleren Schadensgruppen zu einer schärfe- 
i ren Degression geführt hätte, die mit der Neufas- 
sung gleichzeitig gemildert werden sollte. 

Nach der neuen Tabelle ergeben sich Steigerungen 
bis zu 43,4 v. H. gegenüber der bisherigen Regelung. 

S Auch dem besonderen Anliegen der Geschädigten, 

; die Hauptentschädigung nicht unter den Umstel- 
lungssatz der Währungsreform für Bankguthaben 
I absinken zu lassen, wurde Rechnung getragen, in- 
dem der Entschädigungssatz bei Schäden über 1 Mil- 
lion RM auf mindestens 6,5 v. H. festgelegt worden 
ist. Die absoluten Erhöhungsbeträge liegen zwischen 
i 200 und 4950 DM bei mittleren Schäden, bei beson- 
j ders hohen Schäden auch darüber. Zu den Erhö- 
i hungsbeträgen tritt rückwirkend ab 1. Januar 1953 
der Zinszuschlag von 4 v. H. jährlich, so daß sich die 
| Verbesserung der Grundbetragstabelle im Ergebnis 
I mit wesentlich höheren Beträgen auswirkt. 

1 Zu Nr. 13 (§ 248 LAG) 

Die Änderung entspricht einem Antrag der Frak- 
tion der FDP und ermöglicht die Gewährung des 
„Entwurzelungszuschlags" zur Hauptentschädigung 
auch an Geschädigte, die durch Flucht aus der so- 
wjetischen Besatzungszone ihre Heimat verloren 
haben. 

Zu Nr. 14 (§ 249 LAG) 

a) Die Änderung des Absatzes 1 bewirkt, daß bei 
der Kürzung der Hauptentschädigung wegen er- 
haltengehliebenen Vermögens das Vermögen am 
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Währungsstichtag mit einem um 40 v. H. gekürz- ! 
ten Betrag angesetzt wird. Diese Anhebung des . 
bisher mit 30 v. H. bemessenen Kürzungsbetrags . 
über den von der Bundesregierung vorgeschla- , 
genen Satz von 35 v. H. hinaus wird für not- 
wendig gehalten, um insbesondere auch die 1 
Kriegssachgeschädigten in den Genuß der Grund- 
betragserhöhung in § 246 kommen zu lassen. j 

b) Die Änderung des Absatzes 3 entspricht einem 
Antrag der Fraktion der FDP; sie soll vor allem 
den Geschädigten zugute kommen, bei denen die 
Kürzung des Grundbetrags der Hauptentschädi- 
gung um den vollen Zeitwert der Vermögens- i 
abgabe-Ermäßigung im Hinblick auf die Ertrag- 
losigkeit des ihnen verbliebenen Vermögens eine 
Härte bedeutet. 

Bin Antrag der Fraktion der SPD, in § 249 einen 
Mindestgrundbetrag einzuführen, der dem Geschä- 
digten ohne Rücksicht auf die Kürzungsvorschriften ; 
in jedem Fall verbleiben sollte, fand im Ausschuß 
keine Mehrheit, weil dies mit der Systematik des 
§ 249 nicht vereinbar erschien und u. a. dazu geführt 
hätte, daß auch Geschädigte mit hohem erhaltenge- 
bliebenem Vermögen für verhältnismäßig kleine 
Schäden noch eine Hauptentschädigung erhalten 
hätten. 

Zu Nr. 15 (§ 249 a LAG) 

Gegen den Ausschluß fremder Währungen vom 
Sparerzuschlag sind von seiten der Geschädigten 
nachhaltig Bedenken geltend gemacht worden, die 
der Ausschuß als berechtigt anerkennt. Die vorge- 
schlagene Neufassung sieht in Übereinstimmung mit 
dem Regierungsentwurf nunmehr einen Sparerzu- 
schlag für Vertreibungsschäden und Ostschäden an 
Sparanlagen ohne Rücksicht darauf vor, auf welche 
Währung sie gelautet haben. Bei dieser ergänzen- 
den Regelung wird auch berücksichtigt, daß bei be- 
stimmten ausländischen Währungen ein geringerer 
Währungsverfall als bei der Reichsmark eingetreten j 
ist. Für diese durch Rechtsverordnung nach § 245 
Nr. 4 zu bestimmenden Währungen soll ein ent- j 
sprechend höherer Sparerzuschlag gewährt werden. ! 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird auch 1 
dem Anliegen des Antrags der Fraktion der SPD ! 
zu § 249 a im Ergebnis Rechnung getragen. 

Zu Nr. 16 (§ 255 LAG) 

i 

Die Erhöhung des Höchstbetrags für Aufbaudar- 
lehen bei spät in den Geltungsbereich des LAG 
gelangten Geschädigten soll berücksichtigen, daß j 
insbesondere für den Aufbau neuer Betriebe infolge 
der gestiegenen Anforderungen höhere Beträge er- 
forderlich sind. Die Änderung wirkt sich über § 301 a 
Abs. 2 auch auf nach dem 31. Dezember 1959 ge- 
kommene Sowjetzonenflüchtlinge aus. 

Kriegsschadenrente 
Zu Nr. 17 (§ 265 LAG) 

Die Vorschrift entspricht dem Regierungsentwurf 
und ermöglicht es, im Zusammenhang mit den Än- 
derungen des § 273 Abs. 5 und des § 282 Abs. 4 j 


auch früher Selbständigen mit einem Grundbetrag 
der ffauptentschädigung von mindestens 3600 DM, 
die bis Ende 1962 erwerbsunfähig geworden sind. 
Antrag auf Kriegsschadensrente zu stellen. Für diese 
Fälle muß eine weitere Antragsfrist vorgesehen 
werden. Dagegen erscheint es, insbesondere aus 
verwaltungsmäßigen Gründen, nicht angängig, die 
Antragsfrist für Erwerbsunfähige entsprechend dem 
Antrag der Fraktion der SPD allgemein aufzuheben. 

Zu Nr. 18 (§ 267 LAG) 
zu Buchstabe a 

Die Regierungsvorlage hatte eine Erhöhung der 
Sätze der Unterhaltshilfe und dementsprechend des 
Einkommenshöchstbetrags um je 8 DM für den Be- 
rechtigten und den Ehegatten sowie um je 2 DM 
für zuschlagsberechtigte Kinder vorgesehen. Dem 
Ausschuß erscheint diese Erhöhung nicht als aus- 
reichend, um die Unterhaltshilfeempfänger ange- 
messen an den Verbesserungen der Novelle zu be- 
teiligen. Er konnte sich aber auch dem Antrag der 
Fraktion der SPD, der eine Erhöhung bei dem Be- 
rechtigten um 20 DM und bei Kindern um 8 DM 
vorsah, im Hinblick auf die Entwicklung in anderen 
Bereichen der Sozialgesetzgebung nicht anschließen. 
Der Ausschuß schlägt demgegenüber eine Erhöhung 
der Unterbaltshilfesätze und des Einkommens- 
höchstbetrags für den Berechtigten und den Ehegat- 
ten um je 12 DM vor und schließt sich hinsichtlich 
der Erhöhung des Kinderzuschlags um 2 DM dem 
Regierungsentwurf an. Hiermit ist nach Auffassung 
des Ausschusses auch die zwischenzeitliche Erhö- 
hung der Sozialversicherungsrenten durch das Dritte 
Rentenanpassungsgesetz, welche bei Unterhalts- 
hilfeempfängern sich mit durchschnittlich 6 DM mo- 
natlich auswirkt, aufgefangen. Aus diesem Grunde 
und mit Rücksicht darauf, daß die Rentenerhöhungs- 
beträge auch in anderen Sozialbereichen nicht an- 
rechnungsfrei bleiben, hielt es der Ausschuß nicht 
für gerechtfertigt, die Freibeträge in § 267 Abs. 2 
Nr. 6 entsprechend dem Antrag der Fraktion der 
SPD nochmals zu erhöhen. 

Zur Vermeidung von Schwierigkeiten, die in der 
Praxis aufgetreten sind, hält es der Ausschuß für 
angebracht, bei der Gewährung von Pflegezulagen 
an Unterhaltshilfeempfänger künftig auf die Forde- 
rung zu verzichten, Mehraufwendungen für das Hal- 
ten einer Pflegeperson nachzuweisen. Allerdings 
war in diesem Zusammenhang klarzustellen, daß 
Pflegebedürftigkeit schon bei der Entscheidung üb'är 
die Pflegezulage vorliegen muß, daß also eine künf- 
tig zu erwartende Pflegebedürftigkeit nicht aus- 
reicht. 

zu Buchstabe b 

Wie die Regierungsvorlage hält der Ausschuß 
eine Erhöhung der Unfallfreibeträge für geboten. 
Dies dient auch der Anpassung an die Freibeträge 
für Sozialversicherungsrenten nach dem 12. ÄndG 
LAG. 

zu Buchstabe c 

Die Vorschrift trägt der Neufassung des Bundes- 
versorgungsgesetzes durch das Erste Neuordnungs- 
gesetz vom 27. Juni 1960 Rechnung. 
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zu Buchstabe d j 

Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt gibt auch 
den Unterhaltshilfeempfängern in zunehmendem : 
Maße die Möglichkeit, noch eine für sie geeignete , 
Tätigkeit aufzunehmen, um ihre Lebensverhältnisse j 
zu verbessern. Der Ausschuß hält es für richtig, ! 
diese Bestrebungen zu fördern und aus diesem | 
Grunde auch den Freibetrag für Einkünfte aus Er-» f 
werbstätigkeit zu erhöhen. Hiermit entsprach der . 
Ausschuß einem Antrag der Fraktion der FDP. 

zu Buchstabe e ! 

Die zu erwartende Neuregelung des Kindergeldes 
sieht unter bestimmten Voraussetzungen die Ein- 
beziehung von Zweitkindern vor. Dem Ausschuß 
scheint es deshalb angezeigt, im Rahmen der Unter- 
haltshilfe den Freibetrag für eigene Renteneinkünfte 
auch bei Zweitkindern auf den Satz des Kinder- 
geldes zu erhöhen. 

zu Buchstabe f 

Der Ausschuß hält es auf Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU für angebracht, auch eine Anhebung ! 
des Freibetrages bei Einkünften aus Vermietung ; 
und Verpachtung sowie aus Kapitalvermögen von 
20 DM auf 30 DM vorzuschlagen, um sicherzustel- 
len, daß den Unterhaltshilfeempfängern, insbeson- 
dere im Hinblick auf die zwischenzeitliche Erhöhung 
der Mieten, ein größerer Anteil an diesen Einkünf- 
ten verbleibt. 


Zu Nr. 19 (§ 269 LAG) 

Zu Buchstabe a 

wird auf die Ausführungen zu Nr. 18 Buchstabe a 
(§ 267 Abs. 1) verwiesen. 

zu Buchstabe b 

In dem Bestreben, die besondere Lage der in aller j 
Regel nicht ausreichend rentenversicherten früher ! 
Selbständigen zu verbessern, hat schon das 12. ÄndG | 
LAG für diesen Personenkreis einen Zuschlag von | 
27 DM monatlich eingeführt. Nach wie vor haben ! 
die betroffenen Geschädigten jedoch darauf hinge- 
wiesen, daß durch diese Regelung ihren früheren j 
Lebensverhältnissen nur unzulänglich Rechnung j 
getragen werde. Der Ausschuß hat sich auf Antrag j 
der Fraktion der CDU/CSU diese Erwägungen zu 
eigen gemacht und nunmehr einen gestaffelten j 
Selbständigenzuschlag vorgesehen, der in seiner i 
Höhe auf den erlittenen Vermögensschaden abstellt 
Hiernach erhält z. B. ein vertriebener Bauer zu der 1 
erhöhten Unterhaltshilfe von monatlich 152 DM — 
unabhängig von einer etwa daneben laufenden Ent- 
schädigungsrente — einen Selbständigenzuschlag 
von in der Regel monatlich 50 DM, so daß er über 
Mindesteinkünfte von 202 DM monatlich, oder, 
wenn er verheiratet ist, von 294 DM verfügt. Eine 
gleiche Regelung wird auch den früher selbständi- 
gen SBZ-Flüchtlingen mit mittleren bis höheren 
Schäden zugute kommen. 


Zu Nr. 20 (§ 273 LAG) 
zu Buchstabe a 

Auf Anregung des Bundesrates hatte schon die 
Bundesregierung einer Senkung des Hundertsatzes 
der Anrechnung der Unterhaltshilfe auf den Grund- 
betrag der Kriegsschadenrente von 40 auf 30 v. H. 
zugestimmt. Damit wurde im Ergebnis auch dem 
Antrag der Fraktion der SPD zu § 273 Abs. 2 ent- 
sprochen. Der Ausschuß ist in der nun vorgeschla- 
genen Regelung noch darüber hinausgegangen und 
sieht eine Anrechnung nur noch mit 25 v. H. vor. 
Damit wird insbesondere vermieden, daß die Erhö- 
hung der Sätze der Unterhaltshilfe zu einer Ver- 
kürzung der Laufzeit führt. Wie bei den übrigen 
Verbesserungen im Rahmen der Kriegsschaden- 
rente soll auch der verminderte Anrechnungssatz 
nicht rückwirkend, sondern erst für Leistungen gel- 
ten, die vom 1. Juni 1961 an gewährt werden. 

zu Buchstabe b 

Die geltende Regelung des § 273 Abs. 5 sieht das 
Hineinwachsen in die Unterhaltshilfe bei Geschä- 
digten vor, die früher selbständig erwerbstätig wa- 
ren und einen Anspruch auf Hauptentschädigung 
mit einem Endgrundbetrag von mindestens 3600 DM 
haben, wenn der Geschädigte vor dem 1. Januar 
1898 (eine Frau vor dem 1. Januar 1903) geboren 
ist. Zu dieser Regelung hatte der Regierungsent- 
wurf insofern eine Verbesserung gebracht, als nun 
auch Personen, die nach den genannten Zeitpunkten 
geboren sind, Unterhaltshilfe erhalten sollen, wenn 
sie bis zum 31. Dezember 1962 erwerbsunfähig ge- 
worden sind. Der Ausschuß hat diese Verbesserung 
übernommen und darüber hinaus auf Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU noch zwei weitere Alters- 
jahrgänge einbezogen. Er hält es jedoch nicht für 
gerechtfertigt, einem weitergehenden Antrag zu fol- 
gen und gegenüber der gegenwärtigen Regelung 
noch acht weitere Jahrgänge zu berücksichtigen, 
weil hierfür bei diesen eine soziale Notwendigkeit 
derzeit nicht anerkannt werden kann. 

Zur Vermeidung von Härten, die durch die bis- 
herige Abgrenzung des Begriffs der „selbständigen 
Erwerbstätigkeit'' aufgetreten waren, schlägt der 
Ausschuß auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
eine Einbeziehung derjenigen Personen vor, die 
schon vor dem Schadenseintritt ihr Vermögen über- 
tragen, verwertet oder verpachtet und damit eine 
Altersversorgung verloren haben. Diese Regelung 
kommt insbesondere Altenteilern, Verpächtern und 
ehemaligen Handwerkern zugute; sie trägt im Er- 
gebnis auch dem Anliegen des Antrags der Fraktion 
der FDP Rechnung, der eine entsprechende Erweite- 
rung durch Rechtsverordnung vorsah. 

Gleichfalls der Beseitigung von Härtefällen dient 
der Vorschlag des Ausschusses, auch bei Unter- 
schreitung des Endgrundbetrags der Hauptentschä- 
digung von 5600 DM Unterhaltshilfe auf Lebenszeit 
dann zuzulassen, wenn der Endgrundbetrag min- 
destens 3600 DM beträgt und diesem Schaden ein 
Vermögen zugrunde liegt, auf dem die Existenz- 
grundlage beruhte. 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2668 


Zu Nr. 21 (§ 274 LAG) 

In Anpassung an die Erhöhung der Sätze der 
Unterhaltshilfe (§ 269) soll auch früheren Vorzugs- 
rentnern, Liquidationsrentnern oder Kleinrentnern 
eine Erhöhung ihrer Unterhaltshilfe durch Gewäh- 
rung eines Zuschlags in voller Höhe der weggefal- 
lenen monatlichen Zahlungen zugebilligt werden. 

Zu Nr. 22 (§ 275 LAG) 

Wegen der Erhöhung der Unterhaltshilfesätze 
nach § 269 erscheint auch die Anhebung des Unter- 
haltshilfesatzes für Vollwaisen geboten. 

Zu Nr. 23 (§ 276 LAG) 

a) Der Ausschuß schlägt in Anpassung an die ge- 
änderten Beitragssätze der Krankenversicherung 
eine Anhebung des Höchstbetrages, bis zu dem 
freiwillige Krankenkassenbeiträge erstattet wer- 
den, von 9, — DM auf 12, — DM monatlich vor. 

b) Dem Ausschuß erscheint es veranlaßt, angesichts 
der seit 1955 wiederholten Anhebung der Sätze 
der Unterhaltshilfe auch die Beträge angemessen 
zu erhöhen, die bei einem länger dauernden 
Krankenhausaufenthalt als Haushaltsersparnis 
von der Unterhaltshilfe einbehalten werden. 

Die Änderung des Absatzes 4 Satz 5 ist durch 
die Änderung des § 274 bedingt. 

Zu Nr. 24 (§ 278 a LAG) 

a) Der Ausschuß hält das Anliegen der Geschädig- 
ten, auch den Hundertsatz zu senken, mit dem 
die Unterhaltshilfe auf den Grundbetrag der 
Hauptentschädigung anzurechnen ist, für berech- 
tigt und schlägt deshalb für Leistungen, die ab 
1. Juni 1961 gewährt werden, nur noch eine An- 
rechnung mit 25 v. H. vor. Diese Änderung trägt 
auch dem Anliegen im Antrag der Fraktion der 
SPD Rechnung, der die Senkung des Anrech- 
nungssatzes nur auf 30 v. H. vorsah. 

b) Die Neuregelung des Absatzes 6 sieht vor, daß 
— abweichend von dem Grundsatz des Ab- 
satzes 5 — in bestimmten Härtefällen und unter 
gewissen Voraussetzungen Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit auch nach Erfüllung der Ansprüche 
auf Hauptentschädigung zuerkannt werden kann. | 
Hierbei wird zunächst der Regierungsentwurf 
übernommen, der eine Rückgängigmachung der 
Erfüllung in den Fällen vorsah, in denen An- 
sprüche auf Hauptentschädigung durch Anrech- 
nung von Aufbaudarlehen für den Wohnungs- 
bau und zur Förderung einer landwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsstelle (§ 291 Abs. 3) erfüllt worden 
sind oder Erfüllungsbeträge für solche Vorhaben 
nachweislich verwendet worden waren. 

Darüber hinaus hält es der Ausschuß für erfor- 
derlich, der Anregung des Bundesrates zu folgen, 
auch diejenigen Fälle einzubeziehen, in denen 
Aufbaudarlehen für die gewerbliche Wirtschaft 
und für die Landwirtschaft sowie Hauptentschä- 
digung für solche Vorhaben gewährt worden 
sind. Ferner werden solche Fälle berücksichtigt, 


in denen die Ansprüche auf Hauptentschädigung 
erfüllt wurden, bevor den Geschädigten die 
Möglichkeit des Hineinwachsens auf Grund des 
§ 273 Abs. 5 als früher selbständig Erwerbs- 
tätige eröffnet worden ist. Sofern in diesen 
Fällen die Wirkung der Erfüllung nicht durch 
Rückzahlung beseitigt werden kann, muß jedoch 
eine — wenn auch geringfügige * — - Kürzung der 
Unterhaltshilfe zum Ausgleich erhaltener Haupt- 
entschädigung vorgesehen werden. Andernfalls 
! würden die hier in Betracht kommenden Ge- 
schädigten günstiger gestellt als solche Geschä- 
digte, die neben bereits laufender Unterhaltshilfe 
; Hauptentschädigung nur bis zur Höhe des Min- 
desterfüllungsbetrages erhalten können. Die 
näheren Einzelheiten sollen nach Auffassung des 
Ausschusses durch Rechtsverordnung geregelt 
werden. Hierfür ist in Absatz 7 eine Ermächti- 
gung vorgesehen. 

Einem Antrag der Fraktion der SPD, die Mindest- 
erfüllungsbeträge zu erhöhen, hat sich der Aus- 
I schuß aus grundsätzlichen, verwaltungsmäßigen 
und finanziellen Erwägungen nicht angeschlossen. 

Zu Nr. 25 (§ 279 LAG) 

I 

Der Einkommenshöchstbetrag für die Entschädi- 
gungsrente ist seit dem 8. ÄndG LAG unverändert 
auf 300 DM für den Berechtigten festgelegt. Die 
! Unterhaltshilfe ist jedoch inzwischen durch das 11. 

| und 12. ÄndG LAG nicht unwesentlich verbessert 
; worden. Dies kann bei Personen, die gleichzeitig 
Unterhaltshilfe und Entschädigungsrente beziehen, 
in einer Anzahl von Fällen dazu führen, daß die 
Verbesserungen der Unterhaltshilfe sich nicht aus- 
wirken, weil die Entschädigungsrente entsprechend 
gekürzt wird. Der Ausschuß hält deshalb eine ange- 
messene Erhöhung des Einkommenshöchstbetrages 
der Entschädigungsrente entsprechend dem Vor- 
schlag des Regierungsentwurfs für richtig. Der Aus- 
schuß war jedoch der Auffassung, daß besondere 
Maßstäbe bei Personen angelegt werden müssen, 
die einen Anspruch auf Hauptentschädigung haben 
und bei denen für die Berechnung der Entschädi- 
gungsrente die Zugrundelegung des Grundbetrages 
der Hauptentschädigung günstiger ist. Er hat des- 
i halb für diesen Personenkreis einen Einkommens- 
höchstbetrag von 600 DM für den Berechtigten (beim 
Ehepaar von 800 DM) vorgesehen. 

Zu Nr. 26 (§ 280 LAG) 

Die Neufassung der Vorschrift war im Hinblick 
auf die Spaltung des Einkommenshöchstbetrages für 
die Entschädigungsrente (§ 279 Abs. 1 Satz 4) erfor- 
derlich, weil in diesen Fällen die Entschädigungs- 
I rente nicht vom Grundbetrag der Kriegsschaden- 
rente, sondern vom Grundbetrag der Hauptentschä- 
I digung berechnet wird. 

i 

| Zu Nr. 27 (§ 282 Abs. 4 LAG) 

Die Änderung entspricht — für den Bereich der 
Entschädigungsrente — der vorgesehenen Neurege- 
lung in § 273 Abs. 5 und läßt auch hier ein Hin- 
! einwachsen zweier weiterer Altersjahrgänge sowie 
spätestens am 31. Dezember 1962 erwerbsunfähig 
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gewordener Geschädigter zu. Von der Einbeziehung j 
noch jüngerer Jahrgänge wurde dagegen aus den zu 
§ 273 Abs. 5 angestellten Erwägungen abgesehen. ; 

Zu Nr. 28 (§ 284 Abs. 1 LAG) j 

Der Ausschuß hält neben der als Folge der Grund- 
betragserhöhung eintretenden Verbesserung der Ent- j 
Schädigungsrente wegen Vermögensschadens auch ! 
eine angemessene Erhöhung der Sätze der Ent- 
schädigungsrente wegen Existenzverlustes für not- 
wendig. Er folgt insoweit der Regierungsvorlage. 
Ein Antrag, die bisherigen Sätze zu verdoppeln, fand 
im Ausschuß keine Mehrheit, weil eine solche Rege- i 
lung zu einem Mißverhältnis gegenüber der Ent- 
schädigungsrente wegen Vermögensschadens ge- \ 
führt hätte. 

Zu Nr. 29 (§ 285 Abs. 1 LAG) ! 

Nach der bisherigen Regelung konnte in den 
Fällen des § 282 Abs. 4 Entschädigungsrente nur bis 
zur Aufzehrung des Anspruchs auf Hauptentschädi- 
gung gezahlt werden. Einem Antrag der Fraktion j 
der FDP folgend schlägt der Ausschuß vor, in diesen | 
Fällen Entschädigungsrente auf Lebenszeit zu ge- 
währen, obwohl bei gleichzeitigem Bezug von Un- j 
terhaltshilfe Überzahlungen der Hauptentschädigung j 
eintreten können. 

Zu Nr. 30 (§ 291 Abs. 1 LAG) 

§ 291 Abs. 1 enthält den Grundsatz, daß die 
Existenz des Geschädigten entweder durch Gewäh- 
rung von Aufbaudarlehen oder durch Gewährung 
von Kriegsschadenrente gesichert werden soll. Dem- 
entsprechend kann nach Auszahlung eines Aufbau- j 
darlehens Kriegsschadenrente nur in Betracht kom- | 
men, wenn das Aufbaudarlehen zurückerstaUet, die j 
Rückerstattung durch einen Dritten gewänrleistet i 
oder ein Anspruch auf Hauptentschädigung zu er- | 
warten ist, der sowohl eine Verrechnung des Dar- 
lehens als auch der gewährten Unterhaltshilfe er- 
möglicht. Härten haben sich aus dieser Regelung in 
den Fällen ergeben, in denen landwirtschaftliche 
Pachtverhältnisse ausgelaufen sind oder in denen 
die Schaffung oder Sicherung einer Existenz nicht 
erreicht werden konnte, weil der Empfänger ver- 
storben ist oder das Vorhaben wegen eines Ge- 
brechens (z. B. durch Unfall) aufgeben mußte. Die 
vorgeschlagene Änderung ermöglicht die Gewäh- 
rung von Unterhaltshilfe auf Lebenszeit auch in 
diesen Fällen in Anlehnung an die Erwägungen, die j 
zu einer Neuregelung in § 278 a Abs. 6 (Nr. 24 b) , 
bei vorheriger Erfüllung der Hauptentschädigung ! 
geführt haben. Auch hier muß der Umstand, daß der ] 
Geschädigte bereits Leistungen erhalten hat, bei der 
Höhe der Unterhaltshilfe berücksichtigt werden. 1 

Zu Nr. 31 (§ 292 LAG) 1 

a) Die Änderungen des Absatzes 2 Nr. 1 und des 
Absatzes 4 Nr. 1 sind durch die Änderung des 
§ 274 (Nr. 21 b) veranlaßt. 

b) Im Zusammenhang mit der Erhöhung der Sätze 
der Unterhaltshilfe erscheint auch eine An- 
hebung des Taschengeldes für Heiminsassen ge- 
rechtfertigt. 


Wohnraumhilfe 
Zu Nr. 32 (§ 298 Abs. 2 LAG) 

Die Ergänzung ist wegen der Einbeziehung bis 
zum 31. Dezember i960 aus der sowjetischen Be- 
satzungszone zugewanderter Vertriebener in den 
Härtefonds erforderlich, weil für diese — ebenso wie 
für die nach dem 31. Januar 1953 aufgenommenen 
SZBTÜüchtlinge — Mittel zur nachstelligen Finanzie- 
rung des Wohnungsbaues aus dem Bundeshaushalt 
bereitgestellt werden. Die Gewährung von Wohn- 
raumhilfe erübrigt sich daher auch bei diesem Per- 
sonenkreis. Aus diesem Grunde fand auch ein Antrag 
der Fraktion der SPD, diese Einschränkung für So- 
wjetzonenflüchtlinge fallenzulassen, nicht die Zu- 
stimmung des Ausschusses. 

Härtefonds 

Zu Nr. 33 (§ 301 Abs. 1 LAG) 

Der Ausschuß hält eine allgemeine Verlegung des 
Stichtages für die Geltendmachung von Vertrei- 
bungsschäden in § 230 Abs. 1 nicht für möglich (vgl. 
die. Ausführungen zu Nr. 9 a). Er ist aber auf Grund 
eines Antrags der Fraktion der CDU/CSU der Mei- 
nung, daß diejenigen Vertriebenen, die bis zum 
31. Dezember 1960 aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone in das Bundesgebiet zugewandert sind, in Fäl- 
len der Notlage Beihilfen aus dem Härtefonds erhal- 
ten sollen. Diese Neuregelung macht eine entspre- 
chende Ergänzung der Rechtsverordnung über die 
Gewährung von Beihilfen aus dem Härtefonds not- 
wendig. Nur insoweit übernahm auch der Aus- 
schuß den etwa sinngemäß gehaltenen Antrag der 
Fraktion der SPD. 

Zu Nr. 34 (§ 301 a LAG) 

a) Nach der geltenden Regelung erhalten Sowjet- 
zonenflüchtlinge Beihilfen zur Beschaffung von 
Hausrat unter Zugrundelegung der niedrigsten 
Schadensstuf e der Hausratenschädigung. Der 
Ausschuß hält es jedoch für angebracht, die Bei- 
hilfen zur Beschaffung von Hausrat für diesen 
Personenkreis an die Sätze der Hausratentschä- 
digung anzupassen und damit auch die früheren 
Einkommens- oder Vermögensverhältnisse zu 
berücksichtigen. 

b) Nach § 301 a Abs. 3 LAG erhalten Sowjetzonen- 
flüchtlinge zu den Beihilfen zum Lebensunter- 
halt bei Verlust höherer Einkünfte Steigerungs- 
beträge in Anlehnung an die Entschädigungs- 
rente wegen Existenzverlustes nach den Grund- 
sätzen des § 284. Die in Nr. 28 vorgeschlagene 
Anhebung der Sätze der Entschädigungsrente 
führt dazu, daß diese neben Unterhaltshilfe 
schon beim Verlust von Einkünften über 4000 RM 
gewährt werden kann, was zur Zeit nur bei ver- 
lorenen Einkünften über 6500 RM möglich ist. 
Die hier vorgeschlagene Änderung schafft die 
Grundlage dafür, durch Änderung der Rechtsver- 
ordnung über die Gewährung von Beihilfen aus 
dem Härtefonds auch die Sowjetzonenflücht- 
linge in den Genuß der vorgeschlagenen Ver- 
besserung des § 284 zu bringen. 
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Im Ergebnis wird damit auch dem Anliegen des 
Antrages der Fraktion der SPD zu § 301 b Rechnung 
getragen. Der Antrag dieser Fraktion zu § 301 a, 
wonach Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat für 
alle Zuwanderer aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone vorgesehen waren, fand keine Zustimmung, 
weil dieser Personenkreis, soweit er nicht schon Lei- 
stungen aus dem Härtefonds nach der bisherigen 
Regelung erhält oder nach diesem Gesetz erhalten 
wird, in den Genuß einer Einrichtungshilfe nach 
Richtlinien des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte aus Bundes- und 
Ländermitteln gelangt. 

Sonstige Förderungsmaßnahmen 

Zu Nr. 35 (§ 303 Abs. 3 LAG) 

Die Vorschrift des § 324 Abs. 5, wonach der Prä- 
sident des Bundesausgleichsamts ermächtigt ist, 
flüssige Mittel des Ausgleichsfonds der Deutschen 
Bau- und Bodenbank zur Gewährung von Krediten 
für die Vor- und Zwischenfinanzierung des Woh- 
nungsbaus für Geschädigte zur Verfügung zu stellen, 
hat bei kurzfristiger Rückforderung dieser Mittel 
durch den Präsidenten des Bundesausgleichsamts zu 
Schwierigkeiten bei der Einhaltung von Kredit- 
zusagen seitens der Bank geführt. Um diese Aus- 
wirkungen künftig zu vermeiden, schlägt der Aus- 
schuß vor, diese Regelung in eine echte Ausgabe- 
ermächtigung für den Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamts umzuwandeln, die von der augenblick- 
lichen Verfügbarkeit der Mittel des Ausgleichsfonds 
unabhängig ist. 

Organisation, Verwaltung des Aus- 
gleichsfonds, Verfahren 

Zu Nr. 36 (§ 309 Abs. 4 LAG) 

Die Änderung bezweckt eine Verlängerung der 
Amtsdauer für die Beisitzer in den Ausgleichsaus- 
schüssen und nach § 310 Abs. 3 in den Beschwerde- 
ausschüssen. Da die Beisitzer in der Regel wieder- 
gewählt werden, hält es der Ausschuß zur Entla- 
stung der Wahlkörperschaften für zweckmäßig, die 
Amtsdauer auf 4 Jahre festzusetzen. 

Zu Nr. 37 (§ 317 Abs. 2 LAG) 

Die Geschädigten haben es als Härte empfunden, 
daß die Erteilung des für das Lastenausgleichsver- 
fahren vielfach notwendigen Erbscheins gebühren- 
pflichtig ist. Der Ausschuß teilt diese Auffassung 
und schlägt deshalb künftig Gebührenbefreiung für 
diesen Zweck vor. 

Zu Nr. 38 (§ 323 Abs. 4 LAG) 

Die Änderung folgt der Regierungsvorlage und 
dem Änderungsvorschlag des Bundesrates, soweit 
ihm die Bundesregierung zugestimmt hat. Damit ist 
die Gewährung von Beihilfen aus dem Härtefonds 
bis Ende 1965 sichergestellt. Ferner kann danach 
Ausbildungshilfe an besonders spät gekommene 
Geschädigte auch über 1963 hinaus neu bewilligt 
und eine bereits laufende Ausbildungshilfe noch bis 


Ende 1965 weitergewährt werden. Ein Antrag der 
Fraktion der SPD, die Leistungen aus dem Härte- 
fonds und die sonstigen Förderungsmaßnahmen bis 
1970 weiterzuführen, fand keine Zustimmung, da 
eine allgemeine Verlängerung für eine so lange 
Zeitspanne nicht veranlaßt erschien und insbeson- 
dere die fernere Entwicklung von Leistungen im 
Rahmen des Härtefonds im gegenwärtigen Zeit- 
punkt nicht übersehbar ist. 

Zu Nr. 39 (§ 324 Abs. 5 LAG) 

Durch die vorgeschlagene Änderung des § 303 
wird die Regelung in § 324 Abs. 5 gegenstandslos. 
Auf die Erläuterungen zu Nr. 35 (§ 303) wird ver- 
wiesen. 

Zu Nr. 40 (§ 332 Abs. 2 LAG) 

Der Antrag bezweckt eine Verwaltungsverein- 
fachung und Kosteneinsparung. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts soll ermächtigt werden, in 
Fällen, die voraussichtlich nicht zur Einlegung von 
Rechtsmitteln führen, die Zusendung von Beschei- 
den durch einfachen Brief anzuordnen. 

Zu Nr. 41 (§ 350 d LAG) 

Die neue Vorschrift dient der Vereinfachung; bei 
der Vertretung des Ausgleichsfonds in Grundbuch- 
und Schiffsregistersachen soll die Erteilung von 
Einzelvollmachten vermieden werden. 

Zu Nr. 42 (§ 358 Nr. 2 LAG) 

Die Änderung des § 249 Abs. 3 (Nr. 14 b) macht 
auch eine Änderung des § 358 Nr. 2 erforderlich, der 
für die Vermögensabgabe-Ermäßigung auf Vermögen 
in Berlin (West) verminderte Zeitwerte festlegt, 
weil die Vermögensabgabe auf Berliner Vermögen 
nur zu einem Drittel erhoben wird. 


Zu § 2 (Änderung des Feststellungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 8 Abs. 2 FG) 

a) Die Vorschrift soll Härten vermeiden, die sich 
daraus ergeben, daß Anteile an Kapitalgesell- 
schaften sowie an Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften meist auf volle Hundert RM ge- 
lautet haben und daher durch die bisherige Re- 
gelung zahlreiche Anteilseigner von der Fest- 
stellung ihres Verlustes ausgeschlossen sind. 

b) Einem Antrag der Fraktion der FDP entsprechend 
wird in der Neufassung der Nr. 4 vorgeschlagen, 
daß Entschädigungszahlungen, die auf Grund der 
Kriegssachschädenverordnung nach dem 30. Juni 
1943 gewährt worden sind, nicht mehr zu einem 
Ausschluß von der Schadensfeststellung führen 
sollen. Die nach diesem Zeitpunkt gewährten 
Entschädigungszahlungen konnten bei der gegen 
Kriegsende sich verschärfenden Mangellage häu- 
fig nicht mehr zur Wiederbeschaffung verwen- 
det werden. Bei dieser Sachlage hat der Aus- 
schluß von der Schadensfeststellung zu Härten 
geführt, die nunmehr beseitigt werden sollen. 
Da auch die hier genannten Entschädigungszah- 
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lungen auf die Hauptentschädigung oder Haus- 
ratentschädigung anzurechnen sind, entsteht kein 
Vorteil gegenüber solchen Geschädigten, die 
während des Krieges Entschädigungszahlungen 
nicht mehr erhielten. 

Zu Nr. 2 (§ 16 Abs. 1 FG) 

Die Änderung ermöglicht es, auch bei der Scha- 
densberechnung für Hausratverluste andere Ver- 
gleichsjahre zai wählen, ebenso wie dies in § 1 
Nr. 10 (§ 239 LAG) für die Fälle des Existenzver- 
lustes vorgesehen ist. 

Zu § 3 (Änderung des Währungsausgleichsgesetzes) 

Die in § 1 Nr. 9 vorgesehenen Änderungen der 
Aufenthaltsvoraussetzungen müssen in gleicher 
Weise auch für den Bereich des Währungsaus- 
gleichsgesetzes gelten; dies wird durch die vorge- 
sehene Neufassung des § 2 Abs. 1 Nr. 2 sicherge- 
stellt. Durch die Bezugnahme auf § 230 LAG wird 
die Vorschrift redaktionell vereinfacht. 

Zu § 4 (Änderung des Gesetzes zur Einführung von 
Vorschriften des Lastenausgleichsrechts im 
Saarland) 

Zu Nr. 1 (§ 4 LA — EG — Saar) 

§ 4 Abs. 3 bestimmt, daß, soweit im LAG auf die 
Vorschriften des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
verwiesen wird, im Saarland an dessen Stelle das 
saarländische Wohnungsbaugesetz tritt. Dieses Ge- 
setz ist vor der Einführung des Lastenausgleichs- 
rechts im Saarland in Kraft getreten und enthält 
deshalb im Unterschied zum Zweiten Wohnungs- 
baugesetz keine Vorschriften über die Behandlung 
der Wohnraumhilfe. Um die bestehende Lücke zu 
schließen, hatte der Regierungsentwurf in § 2 Nr. 1 
und 3 vorgesehen, insoweit auch im Saarland die 
Vorschriften des Zweiten Wohnungsbaugesetzes für 
anwendbar zu erklären. Es hat sich jedoch ergeben, 
daß eine Verweisung nicht die notwendige Klarheit 
schaffen und deshalb auch verfassungsrechtlichen Be- 
denken begegnen würde. Der Ausschuß schlägt aus 
diesem Grunde in § 5 des vorliegenden Entwurfs 
entsprechende Änderungen des saarländischen Woh- 
nungsbaugesetzes vor, auf die in § 4 Abs. 3 LA — 
EG — Saar verwiesen werden soll. 

Zu Nr. 2 (§ 24 LA— EG— Saar) 

Die Änderung übernimmt den Vorschlag des Re- 
gierungsentwurfs (§ 2 Nr. 4) und soll eine Schlech- 
terstellung derjenigen Empfänger saarländischer 
Aufbaudarlehen beseitigen, die einen Anspruch auf 
Hauptentschädigung nach dem LAG haben, auf den 
das Darlehen anzurechnen ist. Nach der bisherigen 
Fassung des § 24 LA — EG — Saar sind saarländische 
Aufbaudarlehen mit dem — höheren — Umrech- 
nungskurs am Tage der Zahlung anzurechnen, wäh- 
rend Darlehensnehmer ohne Hauptentschädigungs- 
anspruch nur das mit dem niedrigeren Umrech- 
nungskurs am 5. Juli 1959 umgerechnete Darlehen 
zu tilgen brauchen. 


Zu Nr. 3 (§ 28 LA— EG— Saar) 

Die Frist für die Stellung des Antrages auf Kriegs- 
schadenrente nach dem LAG für Personen, die erst 
auf Grund des LA — EG — Saar antragsberechtigt ge- 
worden sind, ist, wie die Praxis gezeigt hat, zu kurz 
bemessen. Der Ausschuß schlägt deshalb eine Ver- 
längerung bis zum 31. Dezember 1961 vor. 

Zu § 5 (Änderung des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland) 

Die Änderung des saarländischen Wohnungsbau- 
gesetzes übernimmt zahlreiche Bestimmungen des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes, soweit diese die 
Wohnraumhilfe betreffen und auf die besonderen 
Verhältnisse des Saarlandes anwendbar sind. Auf 
die Ausführungen zu § 4 Nr. 1 wird verwiesen. 

Zu § 6 (Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 77 AKG) 

a) Mit der Änderung des § 77 Satz 1 soll 

klargestellt werden, daß die nach § 316 LAG zu- 
ständigen Vertreter der Interessen des Aus- 
gleichsfonds auch im Rahmen der Härteregelung 
des AKG tätig sein sollen. Darüber bestand bis- 
her kein Zweifel. 

b) Nach § 77 Satz 3 kann der Bundesminister 
der Finanzen bei den Ausgleichsausschüssen, den 
Beschwerdeausschüssen und den Verwaltungs- 
gerichten anstelle der Vertreter der Interessen 
des Ausgleichsfonds Bedienstete der Oberfinanz- 
direktionen oder der Bundesvermögensstellen zu 
Vertretern des Bundesinteresses bestellen. Die 
Verwaltungspraxis ergab, daß die Bestellung 
besonderer Vertreter entbehrlich ist und das 
Verfahren nur erschweren würde. 

Zu Nr. 2 (§ 102 AKG) 

a) Der Ausschuß hat die mit der Regierungsvorlage 
vorgeschlagene Fristverlängerung von drei auf 
fünf Jahre gebilligt, damit schwebende oder sich 
abzeichnende Verhandlungen mit ausländischen 
Staaten über etwaige Ansprüche ausländischer 
Staatsangehöriger und Staatenloser gegen das 
Deutsche Reich durchgeführt werden können. 

b) Durch die Änderung des Absatzes 3 soll klar- 
gestellt werden, daß die Absätze 1 und 2 auf 
alle Tatbestände der Härteregelung des AKG 
entsprechend anzuwenden sind. 

Zu Artikel II ( ü b e r 1 e i t u n g s - und 
Schlußvorschriften) 

Zu § 7 (Übergangsregelung bei der Kriegsschaden- 
rente) 

Die Vorschrift des Absatzes 1 soll sicherstellen, 
daß Personen, die infolge der Verbesserungen die- 
ses Gesetzes erstmalig Kriegsschadenrente beantra- 
gen können, diese vom 1. Juni 1961 ab erhalten, 
wenn sie in einer angemessenen Frist nach Inkraft- 
treten des Gesetzes Antrag stellen. 
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Die Frist für den Antrag auf Kriegsschadenrente 
wegen Erwerbsunfähigkeit ist seit langem abge- 
laufen. Die Änderungen der §§ 278 a und 291 LAG 
durch den vorliegenden Entwurf ermöglichen erst- 
mals die Gewährung von Unterhaltshilfe in be- 
stimmten Fällen nach Erfüllung von Ansprüchen 
auf Hauptentschädigung und nach Gewährung eines 
Existenzaufbaudarlehens. Um die Erwerbsunfähigen 
von diesen Verbesserungen nicht auszuschließen, 
wird für sie unter Beschränkung auf die genannten 
Tatbestände eine neue Antragsfrist eingeräumt; 
diese ist entsprechend der Regelung in § 278 a 
Abs. 6 letzter Satz LAG bis zum 30. Juni 1963 be- 
messen. 

Absatz 3 sieht für ausgeschiedene Empfänger von 
Unterhaltshilfe auf Zeit in Anlehnung an die Rege- 
lung in § 12 Abs. 3 des 8. ÄndG LAG die Gewäh- 
rung einer Abgeltungssumme vor, um auch diesen 
Personenkreis in den Genuß der Verbesserung der 
Hauptentschädigung zu bringen, ohne sie nochmals 
für kurze Zeit in die Unterhaltshilfe auf Zeit ein- 
weisen zu müssen. 

Zu § 8 (Kosten im verwaltungsgerichtlichen Verfah- 
ren bei Klaglosstellung) 

Durch diese Vorschrift soll erreicht werden, daß 
Gerichtskosten in schwebenden Verfahren bei Klag- 
losstellung infolge der Verbesserungen dieses Ge- 
setzes für die Berechtigten nicht entstehen. Die Vor- 
schrift entspricht der Regelung des § 13 des 8. ÄndG 
LAG und bezieht darüber hinaus auch das 11. und 
12. ÄndG LAG sowie das LA — EG — Saar ein. 

Zu § 9 (Amtsdauer der Beisitzer von Ausgleichs- 
ausschüssen und Beschwerdeausschüssen) 

Die Vorschrift steht in Zusammenhang mit § 1 
Nr. 36 (§ 309 LAG). Sie will lediglich die Amtsdauer 
der im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bereits gewählten Beisitzer entsprechend um zwei 
weitere Jahre verlängern. 

Zu § 10 (Beihilfen an Vertriebene im Ausland) 

Vertriebenen und Umsiedlern im Sinne des § 11 
LAG können nach dem LAG nur Leistungen gewährt 
werden, wenn die Aufenthaltvoraussetzungen 
des § 230 LAG gegeben sind. Es ist die Frage auf- 
geworfen worden, ob einem Vertriebenen, der diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt und im Ausland 
wohnt, auf Grund von Vertreibungsschäden nach 
dem AKG Härtebeihilfen gewährt werden können. 

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes geht 
dahin, daß die Vertreibungsschäden im LAG ab- 
schließend positiv oder negativ geregelt sind. Um- 
gekehrt wird insbesondere von österreichischer Seite 
die Auffassung vertreten, welche zweifellos der Ab- 
sicht des Gesetzgebers widerspricht, daß schlechthin 
auch ausländischen Staatsangehörigen, vor allem 
Österreichern, solche Leistungen nach dem Vierten 
Teil des AKG zugute kommen sollen. Die aufgewor- 
fene Frage soll jetzt geklärt werden, nicht zuletzt 
mit Rücksicht darauf, daß zur Zeit Verhandlungen 
mit Österreich über einen deutschen Beitrag für in 


Österreich lebende Vertriebene und Umsiedler 
schweben. Vor deren Abschluß muß entsprechend 
dem Ziel des Ausgleichsvertrages, das beide Ver- 
tragspartner verfolgen, sichergestellt sein, daß Dop- 
pelleistungen vermieden werden. 

Mit § 10 sollen erstmals auch Leistungen an solche 
Umsiedler ermöglicht werden, die nach dem LAG 
nicht berücksichtigt werden können. 

Die Beihilfen sollen grundsätzlich nur an Ver- 
triebene und Umsiedler gewährt werden, die jetzt 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Wenn 
darüber hinaus durch Absatz 3 die Möglichkeit ge- 
schaffen werden soll, ausnahmsweise — soweit dies 
zur Vermeidung besonderer Härten veranlaßt ist — 
auch Beihilfen an Geschädigte nichtdeutscher Staats- 
angehörigkeit zu gewähren, die im Zeitpunkt des 
Vermögensverlustes deutsche Staatsangehörige oder 
deutsche Volkszugehörige waren, so entspricht dies 
sowohl den Grundsätzen des LAG für Vertriebene 
und Umsiedler als auch der Regelung des § 72 
Abs. 4 AKG für Reparationsgeschädigte. Dabei 
würde die in § 10 Abs. 3 vorgesehene Möglichkeit 
einer Abfindung der Betroffenen durch Gewährung 
eines angemessenen Kapitalbetrages anstelle einer 
laufenden Beihilfe zum Lebensunterhalt den be- 
stehenden Verhältnissen Rechnung tragen. 

Das Nähere zur Durchführung dieser Vorschrift 
soll durch Richtlinien der Bundesregierung bestimmt 
werden. Der Rahmen für die Richtlinien wird gleich- 
zeitig in § 10 festgelegt (Tatbestände, Personen- 
gruppen, Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Beihilfen, Organisation und Verfahren). Da zugleich 
auch darüber hinausgehende Leistungen nach Ab- 
satz 5 ausdrücklich nicht gestattet werden, bestehen 
gegen die Ermächtigung der Bundesregierung für 
den Erlaß der Richtlinien keine Bedenken. 

Die Mittel für die Gewährung der Beihilfen sollen 
durch den Bundeshaushaltsplan bereitgestellt und 
nicht dem Sondervermögen Ausgleichsfonds ent- 
nommen werden. Durch die Bezugnahme im Ab- 
satz 4 auf die entsprechenden Vorschriften des AKG 
soll vorgeschrieben werden, daß die Auslandsfälle 
vom Ausgleichsamt der Stadtverwaltung Köln be- 
arbeitet werden, dessen Verwaltungskosten insofern 
der Bund trägt. 

Zu § 11 (Kredite zur Räumung von Wohnlagem in 
Österreich) 

Im Rahmen eines Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich 
ist auch eine Beteiligung der Bundesrepublik zu- 
gunsten der deutschen Staatsangehörigen an dem 
österreichischen Wohnlagerräumungsprogramm vor- 
gesehen, welches bereits im Jahre 1961 anläuft und 
bis spätestens zum Jahre 1964 durchgeführt werden 
soll. Als Gesamtbeitrag der deutschen Beteiligung 
ist eine zinslose Darlehnsgewährung bis zu 13 Mio 
DM vorgesehen, die vom Rechnungsjahr 1961 an je 
nach Baufortschritt ausgezahlt werden sollen. Der 
Ausschuß hat dieses Gesamtprogramm gebilligt. Der 
für das Rechnungsjahr 1961 benötigte Teilbetrag 
von 4 Mio DM ist bereits vom Haushaltsausschuß 
bewilligt worden. Im Hinblick auf Artikel 1 15 GG be- 
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darf es eines Bundesgesetzes für die abzugebende 
Kreditzusage; § 11 sieht diese Ermächtigung vor. 

Zu § 12 (Erlaß einer Rechtsverordnung) 

Auf die Ausführungen zu § 1 Nr. 4 und 5 (§§ 55 a ( 
55 b LAG) wird verwiesen. 

Zu § 13 (Anwendungszeitpunkt) 

Entsprechend den Vorschriften des § 17 des 

8. ÄndG LAG und § 13 des 11. ÄndG LAG enthält 
die Bestimmung Vorschriften über den Zeitpunkt, 
von dem an die Änderungen dieses Gesetzes anzu- 
wenden sind. 

Dabei müssen die Änderungen der Vorschriften 
der bei dieser Novelle im Vordergrund stehenden 
Hauptentschädigung rückwirkend vom Inkrafttreten 
des Lastenausgleichsgesetzes an gelten, ebenso die 


Vorschriften über die Schadensfeststellung und den 
Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener. 

Die zahlreichen Änderungen der Vorschriften über 
die Kriegsschadenrente sollen vom 1. Juni 1961 ab 
angewendet werden, weil von diesem Zeitpunkt ab 
die Rentenerhöhungen nach dem Dritten Renten- 
anpassungsgesetz zu berücksichtigen sind und aus 
diesem Grunde ohnehin eine Neuberechnung der 
Unterhaltshilfe in zahlreichen Fällen vorgenommen 
werden muß. Der gleiche Zeitpunkt soll nach Ab- 
satz 2 für die Anwendung der Verbesserungen der 
Hauptentschädigung maßgebend sein, soweit diese 
sich auf die Kriegsschadenrente auswirken; hier- 
durch wird eine Belastung der Verwaltung durch 
Umrechnungen und Nachzahlungen für vergangene 
Zeiträume vermieden. 

Die in Absatz 1 nicht besonders aufgeführten Vor- 
schriften dieses Gesetzes werden von dem Zeit- 
punkt seines Inkrafttretens ab angewendet. 


Bonn, den 26. April 1961 


Leukert 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

denGesetzentwurf — Drucksachen 2078, 2241, 2256 — 
in der nachstehenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 13. April 1961 


Der Ausschuß für den 
Kraft 

Vorsitzender 


Lastenausgleich 

Leukert 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(14. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch 
das Dreizehnte Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom 27. Februar 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 133), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 2 erhält Satz 4 folgende Fassung: 

„Ferner trägt der Ausgleichsfonds die aus einer 
Kreditaufnahme (§ 7 Abs. 1 und § 324 Abs. 4) 
sowie die aus der Ausgabe von Schuldver- 
schreibungen, der Eintragung von Schuldbuch- 
forderungen und der Begründung von Sparein- 
lagen (§ 252 Abs. 3 und 4) sich ergebenden Auf- 
wendungen, soweit diese nicht bei Behörden 
entstehen." 

2. In § 18 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „die 
Deutsche Reichsbank, " gestrichen. 

3. In § 39 wird Absatz 1 wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Semikolon am Ende 
durch einen Punkt ersetzt und folgender Satz 
angefügt: 

„Nicht berücksichtigt werden Kriegssach- 
schäden natürlicher Personen, für die auf 
Grund der Kriegssachschädenverordnung 
vom 30. November 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1547) oder anderer Vorschriften Entschä- 
digungszahlungen von mehr als 50 vom 
Hundert des nach diesen Vorschriften anzu- 
erkennenden Verlustes gewährt worden sind 
oder gewährt werden, wobei Entschädigungs- 
zahlungen insoweit außer Betracht bleiben, 
als die hieraus wiederbeschafften entspre- 
chenden Wirtschaftsgüter durch Kriegs- 
ereignisse erneut verlorengegangen sind;". 

b) Den Nummern 2 und 3 wird jeweils folgen- 
der Satz angefügt: 

„Nummer 1 Schlußsatz gilt entsprechend." 


4. In § 55 a 

a) werden in Satz 1 die Worte „in Satz 2 be- 
zeichneten" ersetzt durch die Worte „sich 
aus den Sätzen 2 und 3 ergebenden"; 

b) treten an die Stelle des bisherigen Satzes 2 
die folgenden Sätze: 

„Als Minderungsbetrag sind anzusetzen bei 
einem abgabepflichtigen Vermögen bis zu 
10000 Deutsche Mark 30 Hundertstel des 
Betrags, der sich durch Anwendung des bei 
der Veranlagung angesetzten Vierteljahrs- 
satzes auf die ungekürzte Abgabeschuld im 
Sinne des § 31 Satz 1 ergibt; bei höheren ab- 
gabepflichtigen Vermögen gilt Halbsatz 1 
mit der Maßgabe, daß 

1. bei abgabepflichtigen Vermögen bis zu 
16 000 Deutsche Mark sich die Zahl von 
30 Hundertsteln für je angefangene 
oder volle 3000 Deutsche Mark des 
Mehrvermögens und bei abgabepflich- 
tigen Vermögen über 16 000 Deutsche 
Mark für je angefangene oder volle 
2000 Deutsche Mark des Mehrvermö- 
gens um die Zahl 1 vermindert, 

2. bei abgabepflichtigen Vermögen über 
50 000 Deutsche Mark an die Stelle von 
30 Hundertsteln einheitlich 10 Hundert- 
stel treten. 

§ 47 a Abs. 1 Sätze 3 und 4 gilt entspre- 
chend." 

5. Nach § 55 a wird folgender § 55 b eingefügt: 

„§ 55b 

Vergünstigung wegen Kriegssachschäden 
an Wohngebäuden in besonderen Härtefällen 

(1) Bei unbeschränkt abgabepflichtigen natür- 
lichen Personen mit einem abgabepflichtigen 
Vermögen (§ 30) von nicht mehr als 35 000 
Deutsche Mark, denen Kriegssachschäden (§ 13) 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder im 
Gebiet von Berlin (West) entstanden sind, für 
die weder Ermäßigung der Vermögensabgabe 
(§§ 39 bis 47 a) noch Hauptentschädigung (§§ 243 
bis 252) gewährt werden kann, werden auf An- 
trag die nach dem 1. Juli 1961 fälligen Viertel- 
jahrsbeträge nach Maßgabe des Absatzes 2 ge- 
mindert, wenn die folgenden Voraussetzungen 
sämtlich gegeben sind: 
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1. Die Kriegssachschäden müssen an 
Mietwohngrundstücken oder Einfami- 
lienhäusern (§ 32 Abs. 1 Nr. 1 und 4 
der Durchführungsverordnung zum Be- 
wertungsgesetz vom 2. Februar 1935, 
Reichsgesetzbl. I S. 81) entstanden 
sein, die im Zeitpunkt des Schadens- 
eintritts zum Grundvermögen im Sinne 
des Bewertungsgesetzes gehörten. Ent- 
sprechendes gilt, wenn Kriegssach- 
schäden an dem Wohngebäude des 
Betriebsinhabers eines land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebs oder dem 
seiner Wohnung dienenden Gebäude- 
teil entstanden sind. 

2. Die Gebäude müssen infolge des 
Kriegssachschadens völlig unbenutz- 
bar geworden sein; der Umstand, daß 
Kellerräume bis zur Wiederherstel- 
lung des Gebäudes behelfsmäßig zu 
Wohnzwecken benutzt worden sind, 
ist unbeachtlich. 

§ 42 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Als Minderungsbetrag sind anzusetzen 
bei einem abgabepflichtigen Vermögen bis zu 


5000 Deutsche Mark 15 Hundertstel des Betrags, ! 
der sich durch Anwendung des bei der Ver- 
anlagung angesetzten Vierteljahrssatzes auf die i 
ungekürzte Abgabeschuld im Sinne des § 31 
Satz 1 ergibt; bei höheren abgabepflichtigen ; 
Vermögen gilt Halbsatz 1 mit der Maßgabe, daß , 

1. bei abgabepflichtigen Vermögen bis 
zu 11 000 Deutsche Mark sich die Zahl 
von 15 Hundertstel für je angefangene 
oder volle 3000 Deutsche Mark des 
Mehrvermögens und bei abgabepflich- 
tigen Vermögen über 11 000 Deutsche 
Mark für je angefangene oder volle 
2000 Deutsche Mark des Mehrvermö- 
gens um die Zahl 1 vermindert, 

2. bei abgabepflichtigen Vermögen über 
25 000 Deutsche Mark an die Stelle 
von 15 Hundertsteln einheitlich 5 Hun- 
dertstel treten. 

§ 47 a Abs. 1 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend." 

6. In § 116 Abs. 1 werden an Nummer 2 die Worte 
„und zum Einbau einer Heizungsanlagc" an- 
gefügt. 

7. In § 130 a werden nach dem Wort „Wohnungs- 
baugesetzes" die Worte „und zum Einbau einer 
Heizungsanlage" eingefügt. 

8. Nach § 199 a wird folgender § 199 b eingefügt: 

„§ 199 b 

Verrechnung der Ausgleichsabgaben 
mit der Hauptentschädigung 

(1) Der Abgabeschuldner kann noch nicht 
fällige Leistungen auf die Vermögensabgabe, 


die Hypothekengewinnabgabe und die Kredit- 
gewinnabgabe in Höhe ihres Zeitwerts (Ab- 
satz 2) mit seinem rechtskräftig zuerkannten 
Anspruch auf Hauptentschädigung (§ 251 Abs. 1) 
verrechnen, der nach § 252 und den dazu ergan- 
genen Bestimmungen noch nicht erfüllt werden 
kann. Eine Verrechnung kommt nur in Betracht, 
wenn der Anspruch auf Hauptentschädigung 
mindestens 25 vom Hundert des Zeitwerts der 
einzelnen Abgabeschuld beträgt. Ist der An- 
spruch auf Hauptentschädigung höher als 75 
vom Hundert und geringer als 100 vom Hun- 
dert des Zeitwerts der einzelnen Abgabeschuld, 
so muß der durch die Verrechnung nicht getilgte 
Teil der Abgabeschuld gleichzeitig nach § 199 
abgelöst werden. Die Verrechnung wird wirk- 
sam mit dem Tag der Antragstellung beim 
Finanzamt. 

(2) Der Zeitwert der einzelnen Abgabeschuld 
ist die Summe der Jahresleistungen abzüglich 
der Zwischenzinsen unter Berücksichtigung von 
Zinseszinsen; hierbei ist ein Zinssatz von 5,5 
vom Hundert zugrunde zu legen. 

(3) Die durch die Verrechnung aufkommen- 
den Beträge gelten für die Berechnung des Auf- 
kommens im Sinne des § 6 Abs. 1 und des 
§ 323 Abs. 2 als Beträge, die auf Grund vor- 
zeitiger Ablösung aufgekommen sind. 

(4) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
bestimmt; insbesondere sind Bestimmungen zu 
treffen über den Zeitpunkt, von dem ab die Ver- 
rechnung beantragt werden kann, und über die 
Ausführung der Berechnung des Zeitwerts." 

9. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgende Nummer 3 ein- 
gefügt: 

„3. bis zum 31. Dezember 1960 als Sowjet- 
zonenflüchtling (§ 3 BVFG) oder als zu- 
rückgekehrter Evakuierter im Sinne des 
Bundesevakuiertengesetzes, oder" . 

b) Die bisherige Nummer 3 des Absatzes 2 wird 
Nummer 4 und wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Nr. 1 oder 2" werden ersetzt 
durch die Worte „Nummer 1, 2 oder 3". 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Wer das 70. Lebensjahr vollendet hat, 
gilt stets als hilfsbedürftig, sofern er 
im bisherigen Aufenthaltsgebiet ausrei- 
chende Pflege nicht erhalten hat und 
nicht erhalten konnte. Bei Zuzug aus 
dem Ausland muß die Familienzusam- 
menführung spätestens am 31. Dezem- 
ber 1961 vollzogen sein." 

10. In § 239 Abs. 1 Satz 4 werden nach den Worten 
„und 1940" die Worte „oder der Jahre 1940 und 
1941" eingefügt. 

11. An § 245 Nr. 4 wird nach einem Semikolon fol- 
gender Halbsatz angefügt: 
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„Entsprechendes gilt für Ansprüche in solchen 
Währungen, für die eine Regelung nach § 20 
Abs. 2 Nr. 3 oder Satz 2 des Feststellungsgeset- 
zes getroffen wird." 

12. In § 246 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Es werden folgende Schadensgruppen ge- 
bildet und folgende Grundbeträge festgesetzt: 


13. In § 248 werden die Worte „im Sinne des § 2 
des Bundesvertriebenengesetzes vom 19. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201)" ersetzt durch 
die Worte „(§ 2 BVFG), für Sowjetzonenflücht- 
linge (§§ 3, 4 BVFG), die bis zum 31. Dezember 
1960 ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) ge- 
nommen haben.". 


Schadens- 

gruppe 


Schadens- 

betrag 

in Reichsmark 


Grundbetrag in 
Deutscher Mark 


1 

bis 

5 000 

2 

bis 

5 500 

3 

bis 

6 200 

4 

bis 

7 200 

5 

bis 

8 500 

6 

bis 

10 000 

7 

bis 

12 000 

8 

bis 

14 000 

9 

bis 

16 000 

10 

bis 

18 000 

11 

bis 

20 000 

12 

bis 

23 000 

13 

bis 

26 000 

14 

bis 

29 000 

15 

bis 

32 000 

16 

bis 

36 000 

17 

bis 

40 000 

18 

bis 

44 000 

19 

bis 

48 000 

20 

bis 

53 000 

21 

bis 

58 000 

22 

bis 

63 000 

23 

bis 

68 000 

24 

bis 

74 000 

25 

bis 

80 000 

26 

bis 

86 000 

27 

bis 

93 000 

28 

bis 

100 000 

29 

bis 

110 000 

30 

bis 

120 000 

31 

bis 

130 000 

32 

bis 

140 000 

33 

bis 

150 000 

34 

bis 

160 000 

35 

bis 

170 000 

36 

bis 

180 000 

37 

bis 

190 000 

38 

bis 

200 000 

39 

bis 

1 000 000 

40 

über 

1 000 000 


der Schadens- 
betrag, höchstens 
jedoch 

4 800 

5 150 

5 550 

6 100 
6 800 

7 600 

8 550 

9 550 

10 350 

11 050 

11 750 

12 450 

13 250 

14 000 

14 650 

15 350 

16 050 
16 650 

17 150 

17 600 

18 100 
18 600 
19 100 

19 650 

20 250 

20 850 

21 500 

22 200 

23 050 

24 000 

24 950 

25 850 

26 750 

27 600 

28 450 

29 250 

30 050 
30 800 

30 800 + 7 v. H. 
des 200 000 RM 
übersteigenden 
Schadensbetrags 
86 800 + 6,5 v. H. 
des 1 000 000 RM 
übersteigenden 
Schadens- 
betrags." 


14. § 249 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „30" er : 
setzt durch die Zahl „40". 

b) In Absatz 3 werden ersetzt 


die 

Zahl 

„60" 

durch die 

Zahl 

„50" 

die 

Zahl 

„65" 

durch die 

Zahl 

„54" 

die 

Zahl 

„70" 

durch die 

Zahl 

„58" 

die 

Zahl 

„72,5" 

durch die 

Zahl 

„60" 

die 

Zahl 

„75“ 

durch die 

Zahl 

„62" 

die 

Zahl 

»80" 

durch die 

Zahl 

„66" 

die 

Zahl 

„85" 

durch die 

Zahl 

„71" 

die 

Zahl 

„90" 

durch die Zahl 

„75" 

die 

Zahl 

„95" 

durch die 

Zahl 

„79" 


sowie das Wort „Vierzigfache" durch das 
Wort „Dreiunddreißigfache". 

15. § 249 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Soweit die Hauptentschädigung zur 
Abgeltung von Verlusten an Ansprüchen ge- 
währt wird, die Sparanlagen im Sinne des 
Altsparergesetzes sind und nicht nach § 245 
Nr. 4 und der dort vorgesehenen Rechtsver- 
ordnung mit dem vollen, nach dem Feststel- 
lungsgesetz festgestellten Betrag anzusetzen 
sind, bleibt der Schaden bei der Berechnung 
des Schadensbetrags nach § 245 außer An- 
satz. Wegen dieser Ansprüche wird zusätz- 
lich ein Grundbetrag (Sparerzuschlag) ge- 
währt. Dieser beträgt bei Sparanlagen, die 
nach den im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes geltenden Umstellungsvorschriften im 
Verhältnis 100 zu 10 umzustellen gewesen 
wären, 10 vom Hundert, bei Sparanlagen, 
die im Verhältnis 100 zu 6,5 umzustellen ge- 
wesen wären, 6,5 vom Hundert des insoweit 
nach dem Feststellungsgesetz festgestellten 
Betrags; bei Sparanlagen in solchen Wäh- 
rungen, für welche die in § 245 vorgesehene 
Rechtsverordnung eine günstigere Umstel- 
lung als 100 zu 10 vorsieht, ist der Sparer- 
zuschlag aus dem nach dem Feststellungs- 
gesetz festgestellten Betrag mit dem nach 
dieser Rechtsverordnung sich ergebenden 
Betrag anzusetzen." 

b) Am Ende des Absatzes 2 wird das Wort 
„Reichsmarksparanlage" ersetzt durch das 
Wort „Sparanlage". 

16. In § 255 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Der Höchstbetrag, der darlehensweise 
nach § 254 Abs. 1 bis 3 an einen einzelnen Ge- 
schädigten gegeben werden kann, beträgt ins- 
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gesamt 35 000 Deutsche Mark. Er erhöht sich 
auf 40 000 Deutsche Mark bei Personen, die 
nach § 230 Abs. 2 antragsberechtigt sind und 
nach dem 31. Dezember 1959 ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) genommen haben. Ist 
rechtskräftig ein Anspruch auf Hauptentschädi- 
gung zuerkannt worden, dessen Auszahlungs- 
betrag im Zeitpunkt der Entscheidung über das 
Aufbaudarlehen 35 000 Deutsche Mark über- 
steigt, so kann ein Darlehen bis zur Höhe des 
Auszahlungsbetrags, höchstens jedoch bis zu 
einem Betrag von 50 000 Deutsche Mark ge- 
währt werden. Beträgt die restliche Hauptent- 
schädigung weniger als 2000 Deutsche Mark, 
darf der Höchstbetrag um diesen Betrag über- 
schritten werden." 

17. In § 265 Abs. 4 erhalten die Sätze 1 und 2 fol- 
gende Fassung: 

„Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Absatzes 1 
muß vorbehaltlich des § 273 Abs. 5 und des 
§ 282 Abs. 4 spätestens ein Jahr nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes Vorgelegen haben. 
Antrag auf Kriegsschadenrente wegen Erwerbs- 
unfähigkeit im Sinne der Absätze 1 bis 3 kann 
nur bis zum 31. Dezember 1955, in den Fällen 
des § 273 Abs. 5 und des § 282 Abs. 4 bis zum 
31. Dezember 1963 gestellt werden." 


18. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unterhaltshilfe wird gewährt, wenn 
»die Einkünfte des Berechtigten (§ 261) ins- 
gesamt 152 Deutsche Mark monatlich nicht 
übersteigen. Dieser Betrag erhöht sich für 
den nicht dauernd von ihm getrennt leben- 
den Ehegatten um 82 Deutsche Mark und 
für jedes Kind im Sinne des § 265 Abs. 2, so- 
fern es von dem Berechtigten überwiegend 
. unterhalten wird, um 49 Deutsche Mark mo- 
natlich. Der Einkommenshöchstbetrag er- 
höht sich ferner um eine Pflegezulage von 
50, bei Heimunterbringung von 20 Deutsche 
Mark monatlich, wenn der alleinstehende 
Berechtigte oder bei nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten beide Ehegatten spä- 
testens im Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Pflegezulage infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen so hilflos sind, daß sie 
nicht ohne fremde Wartung und Pflege be- 
stehen können, oder daß der eine Ehegatte 
infolge körperlicher Behinderung spätestens 
in diesem Zeitpunkt nicht in der Lage ist, die 
Wartung und Pflege des hilflosen anderen 
Ehegatten zu übernehmen; Voraussetzung 
ist, daß eine Pflegeperson zu ständiger War- 
tung und Pflege zur Verfügung steht. Der 
Einkommenshöchstbetrag erhöht sich weiter- 
hin um den Zuschlag im Sinne des § 269 
Abs. 3." 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b werden die 
Worte 


„von 30 bis 50 v. H. — 15 DM monatlich, 

über 50 bis 60 v. H. = 20 DM monatlich, 

über 60 bis 80 v. H. = 30 DM monatlich, 

über 80 v. H. = 40 DM monatlich," 

ersetzt durch die Worte 

„von 30 bis 60 v. H. — 27 DM monatlich, 

über 60 bis 80 v. H. = 40 DM monatlich, 

über 80 v. H. = 50 DM monatlich,". 

c) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe e werden die 
Worte „mehrerer oder aller" ersetzt durch 
die Worte „mehrerer, aller oder mindestens 
dreier". 

d) In Absatz 2 erhält Nummer 3 folgende Fas- 
sung: 

„3. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger 
Arbeit und aus einem gegenwärtigen 
Arbeitsverhältnis werden zur Hälfte an- 
gesetzt. Dies gilt nicht bei Einkünften 
bis zu den Sätzen der Unterhaltshilfe; in 
»diesen Fällen wird ein Freibetrag in 
Höhe der halben Sätze der Unterhalts- 
ihilfe gewährt." 

e) In Absatz 2 Nr. 5 wird das Wort „dritte" 
ersetzt durch das Wort „zweite". 

f) In Absatz 2 Nr. 7 wird die Zahl „20" ersetzt 
durch die Zahl „30". 


19. § 269 wird wie folgt geändert: 
a) Es wird ersetzt 
aa) in Absatz 1 

die Zahl „140" durch die Zahl „152", 
bb) in Absatz 2 

die Zahl „70" durch die Zahl „82" und 
die Zahl „47" durch die Zahl „49". 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Unterhaltshilfe erhöht sich fer- 
ner für ehemals Selbständige um einen Zu- 
schlag, sofern die Voraussetzungen des § 273 
Abs. 5 Nr. 1 und 2 vorliegen. Der Selbstän- 
digenzuschlag beträgt 


bei einem Endgrundbetrag der 
Hauptentschädigung 

von 3600 DM bis zu 4600 DM 
von 4601 DM bis zu 5600 DM 
von 5601 DM bis zu 7600 DM 
über 7600 DM 


monatlich 


30 DM 
40 DM 
50 DM 
65 DM. 


Der Zuschlag erhöht sich für den nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten um 
monatlich 10 Deutsche Mark. Wird ein Zu- 
schlag nach den Sätzen 1 bis 3 gewährt, ent- 
fällt für den Berechtigten und seine zu- 
schlagsberechtigten Angehörigen (Absatz 2) 
die Gewährung von Freibeträgen nach § 267 
Abs. 2 Nr. 6, soweit die Freibeträge den Zu- 
schlag nicht übersteigen." 
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20. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird das Wort „ab" er- 
setzt durch die Worte „bis zum 31. Mai 
1961 ". 

bb) Folgende Nummer 4 wird eingefügt: 

„4. für die Zeit vom 1. Juni 1961 an ge- 
leistete Zahlungen (Unterhaltshilfe 
nach diesem Gesetz und nach dem 
Soforthilfegesetz) mit 25 vom Hun- 
dert,". 

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Die einleitenden Worte und die Num- 
mer 1 erhalten folgende Fassung: 


Worte „und eines gleichen Betrags als Zu- 
schlag". 

22. In § 275 Abs. 1 wird die Zahl „72" durch die 
Zahl „80" ersetzt. 

23. § 276 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Zahl „9" ersetzt 
durch die Zahl „12". 

b) In Absatz 4 werden ersetzt 

aa) in Satz 1 die Zahl „40" durch die Zahl 
„50", die Worte „je 30" durch die Worte 
„je 40" und die Worte „je 20" durch die 
Worte „je 25", 

bb) in Satz 5 die Zahl „54" durch die Zahl 
„60". 


„(5) Ist der Geschädigte nach dem 

31. Dezember 1889 (eine Frau nach dem 24. § 278 a wird wie folgt geändert: 


31. Dezember 1894) und vor dem 1. Ja- 
nuar 1900 (eine Frau vor dem 1. Ja- 
nuar 1905) geboren oder spätestens am 
31. Dezember 1962 erwerbsunfähig im • 
Sinne des § 265 Abs. 1 geworden, wird 
unter folgenden Voraussetzungen Un- 
terhaltshilfe auf Zeit gewährt: 

1. Die Existenzgrundlage des 
unmittelbar Geschädigten 
und seines nach § 266 Abs. 2 
Satz 2 zu berücksichtigenden 
Ehegatten muß im Zeitpunkt i 
des Schadenseintritts über- 
wiegend beruht haben 

a) auf der Ausübung einer 
selbständigen Erwerbstä- 
tigkeit oder 

b) auf Ansprüchen und an- 
deren Gegenwerten aus 
der Übertragung, sonsti- 
gen Verwertung oder Ver- 
pachtung des einer solchen 
Tätigkeit dienenden Ver- 
mögens oder 

c) auf einer Altersversor- 
gung, die aus den Erträ- 
gen einer solchen Tätig- 
keit begründet worden 
war." 

bb) An den letzten Satz werden folgende 
Worte angefügt: 

„oder wenn ihm Schäden an Vermögen 
zugrunde liegen, auf dem die Existenz- 
grundlage (Nr. 1) beruhte." 

21. § 274 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „nach § 279" 

ersetzt durch die Worte „nach § 279 Abs. 1 
Sätze 1 bis 3". I 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „zu- 
züglich 80 vom Hundert" ersetzt durch die 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird das Wort „ab" ersetzt 
durch die Worte „bis zum 31. Mai 1961". 

bb) Folgende Nummer 4 wird eingefügt: 

„4. für die Zeit vom 1. Juni 1961 an ge- 
leistete Zahlungen (Unterhaltshilfe 
nach diesem Gesetz und nach dem 
Soforthilfegesetz) mit 25 vom Hun- 
dert,". 

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

b) Absatz 6 wird durch folgende Absätze 6 und 
7 ersetzt: 

„(6) Unterhaltshilfe auf Lebenszeit kann 
jedoch auch nach Erfüllung von Ansprüchen 
auf Hauptentschädigung nach Maßgabe der 
folgenden Vorschrift zuerkannt werden: 

1. Sind Ansprüche auf Hauptentschä- 
digung durch Barzahlung erfüllt 
worden und sind danach die 
Voraussetzungen für die Zuer- 
kennung von Unterhaltshilfe 
durch Erweiterung des § 273 Abs. 
5 geschaffen worden, wird die 
Erfüllung auf Antrag rückgängig 
gemacht, soweit isie nach Absatz 
5 der Zuerkennung von Untier- 
haltshilfe auf Lebenszeit entge- 
gensteht. Der Erfüllungsbetrag 
ist, sofern dies zumutbar ist, bin- 
nen eines Jahres nach Antrag- 
stellung an den Ausgleichsfonds 
zurückzuzahlen. Die Unterhalts- 
hilfe kann frühestens von dem 
Monatsersten ab zuerkannt wer- 
den, der dem Zeitpunkt des An- 
trags, die Erfüllung rückgängig 
zu machen, folgt; die Zahlung der 
Unterhaltshilfe beginnt mit dem 
Ersten des Monats, der auf die 
Rückzahlung des Erfüllungsbe- 
trags folgt. Ist die Rückzahlung 
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des Erfüllungsbetrags binnen 
eines Jahres nicht zumutbar, kann 
Unterhaltshilfe auf Lebenszeit 
mit der Maßgabe zuerkannt wer- 
den, daß der Auszahlungsbetrag 
der Unterhaltshilfe um den An- 
rechnungsbetrag (Absatz 1) und 
den darauf entfallenden Zinszu- 
schlag (Absatz 3) so lange gekürzt 
wird, bis die Summe der Kür- 
zungsbeträge den der Zuerken- 
nung von Unterhaltshilfe auf Le- 
benszeit entgegen^tehenden Er- 
füllungsbetrag erreicht; bei der 
Berechnung des Kürzungsbetrags 
bleibt der Zuschlag nach § 269 
Abs. 3 außer Betracht. 

2. Sind Ansprüche auf Hauptent- 
schädigung durch Anrechnung von 
Darlehen im Sinne des § 291 
Abs. 1 erfüllt oder sind Erfül- 
lungsbeträge für ein Vorhaben 
im Sinne des § 291 Abs. 1 nach- 
weislich verwendet worden, gilt 
Nummer 1 Sätze 1 bis 3. Ist eine 
Rückzahlung des Erfüllungsbe- 
trags, soweit er der Zuerkennung 
von Unterhaltshilfe auf Lebens- 
zeit entgegensteht, nicht zumut- 
bar und lag eine Existenzgrund- 
lage im Sinne des § 273 Abs. 5 
Nr. 1 vor, kann Unterhaltshilfe 
nach Nummer 1 Satz 4 gewährt 
werden, wenn die Schaffung oder 
Sicherung der Lebensgrundlage 
nicht erreicht wurde, weil 

a) ein landwirtschaftliches Pacht- 
verhältnis ausgelaufen ist 
oder 

b) der Empfänger der Leistung 
verstorben ist oder es ihm 
durchschwere körperliche oder 
geistige Gebrechen vorzeitig 
unmöglich gemacht wurde, 
selbst oder mit Hilfe seiner 
Angehörigen das Vorhaben 
fortzuführen. 

3. Sind Ansprüche auf Hauptent- 
schädigung durch Anrechnung 
von Darlehen im Sinne des § 291 
Abs. 3 erfüllt oder sind Erfül- 
lungsbeträge für ein Vorhaben 
im Sinne des § 291 Abs. 3 nach- 
weislich verwendet worden, gilt 
Nummer 1 Sätze 1 und 2. Ist eine 
Rückzahlung des Erfüllungsbe- 
trags insoweit, als sie der Zuer- 
kennung von Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit entgegensteht, nicht 
zumutbar, gilt folgendes; 

a) Ist ein Aufbaudarlehen ange- 
rechnet worden, wird mit Wir- 
kung vom Zeitpunkt der An- 


rechnung das Darlehen in 
Höhe des nicht zurückgezahl- 
ten Betrags wiederhergestellt. 

b) Ist ein Erfüllungsbetrag für 
ein Vorhaben im Sinne des 
§ 291 Abs. 3 verwendet wor- 
den, wird in Höhe des nicht 
zurückgezahlten Betrags ein 
Darlehensverhältnis mit Wir- 
kung vom Zeitpunkt der Er- 
füllung ab neu begründet. 

c) Die durch die Wiederherstel- 
lung oder Neubegründung 
eines Darlehensverhältnisses 
entstehenden Rückstände an 
Zins- und Tilgungsleistungen 
sind mit der Unterhaltshilfe 
vom Wirksamwerden ihrer Zu- 
erkennung ab zu verrechnen. 

Die Unterhaltshilfe kann frühe- 
stens von dem Monatsersten ab 
zuerkannt werden, der dem Zeit- 
punkt des Antrags, die Erfüllung 
rückgängig zu machen, folgt; die 
Zahlung der Unterhaltshilfe be- 
ginnt mit dem Ersten des Monats, 
der auf die Rückzahlung des Er- 
füllungsbetrags oder auf den Ab- 
schluß der Verrechnung der rück- 
ständigen Beträge (Buchstabe c) 
folgt. 

4. Sind Ansprüche auf Hauptent- 
schädigung durch Anrechnung 
von Darlehen zur Förderung einer 
landwirtschaftlichen Vollerwerbs- 
stelle erfüllt worden, mußte der 
Darlehensempfänger wegen vor- 
geschrittenen Lebensalters oder 
Erwerbsunfähigkeit den Betrieb 
auf einen Abkömmling oder an- 
deren Geschädigten übertragen, 
und ist wegen der wirtschaftli- 
chen Lage des Betriebs die mit 
einer Hofübergabe verbundene 
Altersversorgung in diesem Zeit- 
punkt nicht zu verwirklichen, gilt 
Nummer 1 Sätze 1 bis 3. Ist eine 
Rückzahlung des Erfüllungsbe- 
trags nicht zumutbar, so wird bei 
Einverständnis des Übernehmers 
die Erfüllung, soweit sie der Zuer- 
kennung der Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit entgegensteht, auf An- 
trag in der Weise rückgängig ge- 
macht, daß das Darlehensverhält- 
nis gegenüber dem Übernehmer 
mit Wirkung vom Zeitpunkt der 
Anrechnung ab wiederhergestellt 
wird; hierfür gilt Nummer 3 Satz 
2 Buchstabe c und Satz 3. 

Der Antrag, die Erfüllung rückgängig zu 
machen, kann innerhalb von zwei Jahren 
nach Eintritt der Voraussetzungen gestellt 
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werden; die Antragsfrist endet nicht vor 
dem 30. Juni 1963. 

(7) Das Nähere über die Erfüllung von 
Ansprüchen auf Hauptentschädigung neben 
der Weitergewährung von Unterhaltshilfe 
(Absatz 4) und über die Zuerkennung von 
Unterhaltshilfe nach voller oder teilweiser 
Erfüllung der Ansprüche auf Hauptentschä- 
digung (Absätze 5 und 6) wird durch Rechts- 
verordnung bestimmt. Dabei ist hinsichtlich 
der Absätze 4 und 5 von dem Auszahlungs- 
betrag der Unterhaltshilfe sowie von der 
Lebenserwartung des Berechtigten auszu- 
gehen. Für die Anwendung des Absatzes 6 
kann insbesondere auch die Berücksichti- 
gung des Mindesterfüllungsbetrags, der 
Zeitpunkt der Zuerkennung und Zahlung 
von Unterhaltshilfe, die Höhe des Kürzungs- 
betrags der Unterhaltshilfe und die Verzin- 
sung des Anspruchs auf Hauptentschädigung 
bei Rückzahlung von Erfüllungsbeträgen ge- 
regelt werden," 


25. In § 279 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Entschädigungsrente wird gewährt, 
wenn die Einkünfte des Berechtigten insgesamt 
400 Deutsche Mark monatlich nicht übersteigen. 
Dieser Betrag erhöht sich für den nicht dauernd 
von ihm getrennt lebenden Ehegatten um 150 
Deutsche Mark monatlich und für jedes Kind 
im Sinne des § 267 Abs. 1 um 55 Deutsche 
Mark monatlich; im Falle des § 267 Abs. 1 
Satz 3 erhöht sich der Einkommenshöchstbetrag 
ferner um eine Pflegezulage von 50, bei Heim- 
unterbringung von 20 Deutsche Mark monatlich. 
Bei unmittelbar geschädigten Vollwaisen im 
Sinne des § 265 Abs. 3 beträgt der Einkom- 
menshöchstbetrag 150 Deutsche Mark monat- 
lich. Wird der Berechnung der Entschädigungs- 
rente der Grundbetrag der Hauptentschädigung 
zugrunde gelegt, erhöhen sich der Einkom- 
menshöchstbetrag für den Berechtigten auf 
600 Deutsche Mark monatlich und für eine 
Vollwaise auf 250 Deutsche Mark monatlich 
sowie der Erhöhungsbetrag für den Ehegatten 
auf 200 Deutsche Mark monatlich und für jedes 
Kind auf 100 Deutsche Mark monatlich." 


26. In § 280 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Entschädigungsrente beträgt jährlich 4 vom 
Hundert des Grundbetrags nach § 266 Abs. 2, 
in den Fällen des § 279 Abs. 1 Satz 4, des § 282 
Abs. 4 sowie des § 283 Nr. 2 Buchstabe b und 
Nr. 4 jährlich 4 vom Hundert des Grundbetrags 
der Hauptentschädigung. " 


27. In § 282 wird Absatz 4 wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Zahlen „1898" und 
„1903" ersetzt durch die Zahlen „1900" und 
„1905". 


b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der Geschädigte spätestens am 31. De- 
zember 1962 erwerbsunfähig im Sinne des 
§ 265 Abs. 1 geworden ist und die Voraus- 
setzungen des § 273 Abs. 5 Nr. 1 und 2 
erfüllt." 

28. In § 284 Abs. 1 wird ersetzt 

die Zahl „30" durch die Zahl „45", 
die Zahl „40" durch die Zahl „60", 
die Zahl „50" durch die Zahl „75" und 
die Zahl „60" durch die Zahl „90". 

29. In § 285 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

30. In § 291 werden an Absatz 1 nach den Num- 
mern 1 und 2 die folgenden Sätze angefügt: 

„Ist die Schaffung oder Sicherung der Lebens- 
grundlage nicht erreicht worden, weil ein land- 
wirtschaftliches Pachtverhältnis ausgelaufen 
oder der Empfänger des Darlehens verstorben 
ist oder es ihm durch schwere körperliche oder 
geistige Gebrechen vorzeitig unmöglich ge- 
macht wurde, selbst oder mit Hilfe seiner Ange- 
hörigen das Vorhaben fortzuführen, kann unter 
den Voraussetzungen des § 273 Abs. 5 Nr. 1 
Unterhaltshilfe auf Lebenszeit mit der Maßgabe 
zuerkannt werden, daß der Auszahlungsbetrag 
der Unterhaltshilfe um die auf das Darlehen 
zu leistenden Zins- und Tilgungsbeträge so 
lange gekürzt wird, bis die Summe der Kür- 
zungsbeträge den nicht zurückerstatteten Dar- 
lehensbetrag erreicht; der Kürzungsbetrag darf 
den Betrag nicht übersteigen, der sich nach 
§ 278 a Abs. 6 Nr. 1 Satz 4 ergeben würde, 
wenn im Zeitpunkt der Darlehensgewährung 
ein Anspruch auf Hauptentschädigung erfüllt 
worden wäre. Das Nähere über den Zeitpunkt 
der Zuerkennung und den Beginn der Zahlung 
von Unterhaltshilfe, über die Höhe des Kür- 
zungsbetrags sowie über das Zusammentref- 
fen mit der Kürzung der Unterhaltshilfe nach 
§ 278 a Abs. 6 wird durch Rechtsverordnung 
bestimmt." 

31. § 292 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 4 Nr. 1 wird 
jeweils die Zahl „54" ersetzt durch die Zahl 
„60". 

b) In Absatz 4 vorletzter Satz wird ersetzt 
die Zahl „20" durch die Zahl „25", 

die Zahl „30" durch die Zahl „37" und 
die Zahl „6" durch die Zahl „7". 

32. In § 298 Abs, 2 werden nach dem Wort „So- 
wjetzonenflüchtlinge" die Worte „und Ver- 
triebenen” eingefügt. 
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33. In § 301 wird Absatz 1 wie folgt geändert: 

a) Folgender Satz 2 wird eingefügt: 

„Aus dem Härtefonds sind auch Vertriebene 
zu berücksichtigen, welche die Vorausset- 
zungen des § 230 nicht erfüllen, wenn sie 
die sowjetische Besatzungszone oder den 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin ver- 
lassen haben und im Anschluß daran, spä- 
testens am 31. Dezember 1960, ihren ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) genom- 
men haben.' 1 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

34. § 301 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Beihilfen für die Beschaffung von Hausrat 
werden, unbeschadet des § 296, in Höhe der 
Sätze des § 295 gewährt. 11 

b) In Absatz 3 wird die Zahl „6500" ersetzt 
durch die Zahl „4000 11 . 

35. § 303 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Bürgschaften, Beteiligungen und Liquiditäts- 
kredite". 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Zur Gewährung von Krediten für 
Zwecke der Vor- und Zwischenfinanzierung 
des Baues von Familienheimen oder des 
Erwerbs von Wohngrundstücken durch Ge- 
schädigte, welche die persönlichen Voraus- 
setzungen für die Gewährung von Eingliede- 
rungsdarlehen erfüllen, insbesondere Haupt- 
entschädigungsberechtigte, kann der Aus- 
gleichsfonds der Deutschen Bau- und Boden- 
bank Aktiengesellschaft darlehensweise bis 
zu 25 Millionen Deutsche Mark längstens 
bis zum 31. Dezember 1966 zur Verfügung 
stellen. Die Darlehensmittel sollen vorzugs- 
weise zur Vor- und Zwischenfinanzierung 
der Eigenleistung im Sinne des § 34 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes verwendet 
werden und dem Geschädigten eine niedrige 
Verzinsung gewährleisten. § 21 Abs. 2 und 4 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes findet 
sinngemäß Anwendung.' 1 

36. In § 309 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „zwei 11 
durch das Wort „vier" ersetzt. 

37. In § 317 wird der bisherige Wortlaut Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für die Erteilung eines Erbscheins, ein- 
schließlich des vorangegangenen Verfahrens, 
wird eine Gebühr nicht erhoben, wenn der Erb- 
schein nur für Zwecke des Lastenausgleichs ver- 
wendet werden soll. § 107 Abs. 1 Satz 2 der 
Kostenordnung bleibt unberührt." 


38. In § 323 erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Für den Härtefonds (§§ 301, 301 a) wer- 
den Mittel des Ausgleichsfonds bis zum 31. De- 
zember 1965 bereitgestellt; der jährlich bereit- 
zustellende Betrag darf 100 Millionen Deutsche 
Mark nicht übersteigen. Für sonstige Förde- 
rungsmaßnahmen nach § 302 werden Mittel bis 
zum 31. März 1963 bereitgestellt, über diesen 
Zeitpunkt hinaus werden bis zum 31. Dezember 
1965 Mittel zur Gewährung von Ausbildungs- 
hilfe bereitgestellt für Fälle, in denen die Aus- 
bildung vor dem 1. April 1963 begonnen wurde, 
sowie für Aussiedler (§11 Abs. 2 Nr. 3) und 
Sowjetzonenflüchtlinge (§ 3 BVFG), die nach 
dem 31. Dezember 1956 ihren ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Grundgesetzes ein- 
schließlich Berlin (West) genommen haben." 

39. In § 324 wird Absatz 5 gestrichen. 

40. In § 332 werden an Absatz 2 folgende Sätze 
angefügt: 

„Die Zustellung von Bescheiden der Ausgleichs- 
ämter über die Gewährung von Ausgleichslei- 
stungen kann durch einen verschlossen zuge- 
sandten einfachen Brief ersetzt werden. In wel- 
chen Fällen die Zustellung durch einfachen Brief 
erfolgen kann, bestimmt der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts nach Maßgabe des § 319 
Abs. 2; für die Zustellung durch einfachen Brief 
gilt § 17 Abs. 2 bis 4 des Verwaltungszustel- 
lungsgesetzes.' 1 

41. Nach § 350 c wird folgender § 350 d eingefügt: 

„§ 350 d 

Abgabe und Entgegennahme von Erklärungen 
für den Ausgleichsfonds 

(1) Hat der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts Ausgleichsbehörden, Geldinstitute oder 
sonstige Stellen für zuständig bestimmt, Dar- 
lehen oder sonstige Forderungen des Aus- 
gleichsfonds, die sich im Zusammenhang mit 
der Gewährung oder Überzahlung von Aus- 
gleichsleistungen (§ 4) ergeben, zu verwalten, so 
sind diese Stellen ermächtigt, rechtswirksame 
Erklärungen über dingliche Rechte, die für den 
Ausgleichsfonds oder Soforthilfefonds im 
Grundbuch oder Schiffsregister eingetragen sind 
oder werden, insbesondere über deren Begrün- 
dung, Änderung oder Löschung, entgegenzu- 
nehmen oder abzugeben. 

(2) Ist die in Absatz 1 bezeichnete Bestim- 
mung des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts im Bundesanzeiger bekanntgemacht wor- 
den, so bedarf es insoweit gegenüber dem 
Grundbuchamt oder dem Registergericht keines 
weiteren Nachweises. Der Nachweis, daß ein 
eingetragenes Recht im Einzelfall der Verwal- 
tung der für den Ausgleichsfonds handelnden 
Geldinstitute oder der sonstigen Stelle unter- 
liegt, ist gegenüber dem Grundbuchamt oder 
dem Registergericht als geführt anzusehen, 
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wenn hierüber eine Bescheinigung des Aus- 
gleichsamts vorgelegt wird oder wenn sich aus 
der zum Zweck der Eintragung des Rechts er- 
richteten Urkunde oder aus der Urkunde über 
einen der Bestellung des Rechts zugrunde lie- 
genden schuldrechtlichen Vertrag ergibt, daß 
das Geldinstitut oder die sonstige Stelle auch 
hierbei bereits für den Ausgleichsfonds oder 
Soforthilfefonds gehandelt hat. Wird die Er- 
klärung über ein dingliches Recht von einer 
Ausgleichsbehörde abgegeben, so ist ein Nach- 
weis, daß das im Einzelfall in Betracht kom- 
mende Recht der Verwaltung der Ausgleichs- 
behörde unterliege, nicht erforderlich." 

42. In § 358 erhält Nummer 2 folgende Fassung: 

„2. Bei der Anwendung des § 249 Abs. 3 Satz 1 
tritt, soweit die Ermäßigung der Vermö- 
gensabgabe nach § 84 Abs. 4 auf Vermögen 
in Berlin (West) entfällt, an die Stelle 


des Zeitwerts von der Zeitwert von 


50 

vom 

Hundert 

16 

vom 

Hundert, 

54 

vom 

Hundert 

18 

vom 

Hundert, 

58 

vom 

Hundert 

19 

vom 

Hundert, 

60 

vom 

Hundert 

20 

vom 

Hundert, 

62 

vom 

Hundert 

21 

vom 

Hundert, 

66 

vom 

Hundert 

22 

vom 

Hundert, 

71 

vom 

Hundert 

23 

vom 

Hundert, 

75 

vom 

Hundert 

25 

vom 

Hundert, 

79 

vom 

Hundert 

26 

vom 

Hundert." 


§ 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 534), zuletzt 
geändert durch § 2 des Zwölften Gesetzes zur Än- 
derung des Lastenausgleichsgesetzes vom 29. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 613), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 8 wird Absatz 2 wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Wort „übersteigt" 
ersetzt durch das Wort „erreicht". 

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Verluste, für die auf Grund der Kriegs- 
sachschädenverordnung vom 30. Novem- 
ber 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1547) oder 
anderer Vorschriften Entschädigungszah- 
lungen von mehr als 50 vom Hundert 
des nach diesen Vorschriften anzuerken- 
nenden Verlustes gewährt worden sind 
oder gewährt werden, wobei Entschädi- 
gungszahlungen außer Betracht bleiben 

a) insoweit, als die hieraus wiederbe- 
schafften entsprechenden Wirtschafts- 
güter durch Kriegsereignisse erneut 
verlorengegangen sind, 


b) auf Antrag, sofern sie auf Grund der 
Kriegssachschädenverordnung nach 
dem 30. Juni 1943 gewährt worden 
sind,". 

2. In § 16 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 werden nach den 
Worten „und 1940" die Worte „oder der Jahre 
1940 und 1941" eingefügt. 

§ 3 

Änderung des Währungsausgleichsgesetzes 

In § 2 Abs. 1 des Gesetzes über einen Währungs- 
ausgleich für Sparguthaben Vertriebener in der Fas- 
sung vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 546), 
zuletzt geändert durch § 3 des Elften Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 29. Juli 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 545), erhält Nummer 2 
folgende Fassung: 

„2. Sie muß die Voraussetzungen des § 230 Abs. 1, 
2 oder 3 des Lastenausgleichsgesetzes erfüllen 
oder am 31. Dezember 1949 ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) gehabt haben." 


§ 4 

Änderung des Gesetzes zur Einführung 
von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts 
im Saarland 

Das Gesetz zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 30. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 637) wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 werden an Absatz 3 folgende Worte an- 
gefügt: 

„in der Fassung des § 5 des Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
1961 (Bundesgesetzbl. IS... .)." 

2. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Zahl „13" wird gestrichen. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Bei Anrechnung von Darlehen im Sinne des 
§ 13 auf die Hauptentschädigung sind Zahlun- 
gen in Franken im Verhältnis von 0,8507 
Deutsche Mark für 100 Franken umzurech- 
nen." 

3. In § 28 Abs. 1 und 2 werden jeweils die Worte 

„31. Dezember 1960" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1961". 

§ 5 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland 

Das Gesetz Nr. 696, Wohnungsbaugesetz für das 
Saarland, vom 17. Juli 1959 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1349) wird wie folgt geändert und ergänzt: 
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1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter den Worten „be- 
stimmt sind," die Worte eingefügt: „sowie I 
die nach dem Lastenausgleichsgesetz für die 
Wohnraumhilfe bestimmten Mittel des Aus- 
gleichsfonds". 

b) In Absatz 2 Buchstabe a werden die Worte 
„vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) in der jeweils geltenden Fassung" ge- 
strichen. 

2. An § 12 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
nicht für die Rückflüsse aus den Darlehen, die 
aus dem Ausgleichsfonds für den Wohnungsbau 
gewährt worden sind oder gewährt werden. Die 
Vorschriften des Absatzes 3 gelten nicht für 
Kapitalbeteiligungen des Ausgleichsfonds." 

3. Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt: 

„§ 12 a 

Sondervorschriften 
für Mittel des Ausgleichsfonds 

(1) Der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
bedarf zur Verteilung von Mitteln des Aus- 
gleichsfonds, die als Eingliederungsdarlehen für 
den Wohnungsbau (§ 254 Abs. 2 und 3 und § 259 
Abs. 1 Satz 3 des Lastenausgleichsgesetzes) oder 
für die Wohnraumhilfe (§§ 298 bis 300 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes) bestimmt sind, der Zustim- 
mung des Bundesministers für Wohnungsbau. 
Die f\ir die Wohnraumhilfe bestimmten Mittel 
des Ausgleichsfonds sind vom Saarland zusam- 
men mit den sonstigen von ihm für die Förde- 
rung des sozialen Wohnungsbaues zu verwen- 
denden öffentlichen Mitteln nach einheitlichen 
Grundsätzen unter Beachtung der Zwecke des 
Lastenausgleichsgesetzes einzusetzen. Die An- 
sprüche des Ausgleichsfonds auf Rückzahlung der 
dem Saarland gewährten Darlehen nach § 348 
Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes werden 
durch den Einsatz der Mittel nach den Vorschrif- 
ten des vorliegenden Gesetzes, vorbehaltlich der 
Vorschrift des § 35, nicht berührt. 

(2) Zum Zwecke einer planmäßigen Vorberei- 
tung des Wohnungsbaues soll der Präsident des 
Bundesausgleichsamtes nach Möglichkeit bis zum 
1. Dezember eines jeden Jahres die im folgen- 
den Rechnungsjahr aufkommenden Mittel des 
Ausgleichsfonds, die als Eingliederungsdarlehen 
für den Wohnungsbau oder für die Wohnraum- 
hilfe zur Verfügung gestellt werden sollen, ver- 
teilen und die Auszahlung für das Rechnungsjahr 
verbindlich Zusagen. 

(3) Verfügungen über die Verwendung von 
Mitteln, allgemeine Verwaltungsvorschriften und 
allgemeine Anordnungen des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes nach § 319 Abs. 1 und 2, 

§ 320 Abs. 2, §§ 346 und 348 Abs. 3 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes, die sich auf die Förderung 
des Wohnungsbaues beziehen, insbesondere auch j 


auf das Verfahren und auf die Verteilung der 
Wohnungen, bedürfen der Zustimmung des Bun- 
desministers für Wohnungsbau; das gleiche gilt 
für die Darlehensbedingungen und Auflagen, 
unter denen die Mittel dem Saarland gewährt 
werden. 

(4) Die Zustimmung des Bundesministers für 
Wohnungsbau ist vor einer Zustimmung des 
Kontrollausschusses (§ 320 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 319 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes) 
einzuholen. Die Befugnisse des Kontrollausschus- 
ses werden durch die Vorschriften der Absätze 1 
und 3 nicht berührt. 

(5) Soweit aus dem Härtefonds (§§ 301, 301 a 
des Lastenausgleichsgesetzes) oder im Rahmen 
der sonstigen Förderungsmaßnahmen (§ 302 des 
Lastenausgleichsgesetzes) Mittel für die Förde- 
rung des Wohnungsbaues bereitgestellt werden, 
sind die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 sinn- 
gemäß anzu wenden." 

4. In § 15 wird an Absatz 1 nach den Buchstaben a 
bis c folgender Satz angefügt: 

„Innerhalb der einzelnen Förderungsränge sind 
bei dem Einsatz von Wohnraumhilfemitteln je- 
weils die Bauherren in der im Lastenausgleichs- 
gesetz bestimmten Rangfolge zu berücksichtigen." 

5. In § 22 Abs. 2 Buchstabe b werden die Worte 
„vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) 
in der jeweils geltenden Fassung" gestrichen. 

6. In § 24 wird an Absatz 4 folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für die für die Wohnraumhilfe 
bestimmten Mittel des Ausgleichsfonds." 

7. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Buchstabe b werden die Worte 
„vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) in der jeweils geltenden Fassung" ge- 
strichen. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die Bewilligungsstelle soll in angemes- 
senem Umfange Öffentlich geförderte Woh- 
nungen auch für solche Wohnungsuchende 
Vorbehalten, die Geschädigte nach dem La- 
stenausgleichsgesetz sind und keine Aufbau- 
darlehen erhalten." 

8. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „vom 
Bund" nach einem Komma die Worte „vom 
Ausgleichsfonds" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden nach den Worten „des 
Bundes" nach einem Komma die Worte „des 
Ausgleichsfonds" eingefügt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) In Höhe der demgemäß auf den Bund 
und den Ausgleichsfonds entfallenden Anteile 
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vermindern sich die Ansprüche des Bundes 
und des Ausgleichsfonds auf Rückzahlung der 
dem Saarland gewährten Darlehen." 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Worten 
„an den Bund" die Worte „und den Aus- 
gleichsfonds" eingefügt. 

e) In Absatz 5 werden nach den Worten „an den 
Bund" die Worte „und den Ausgleichsfonds" 
eingefügt. 

§ 6 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz vom 5. No- 
vember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747), zuletzt ge- 
ändert durch § 35 des Gesetzes zur Einführung von 
Vorschriften des Lastenausgleichsrechts im Saarland 
vom 30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Vertreter des 
Ausgleichsfonds" ersetzt durch die Worte 
„Vertreter der Interessen des Ausgleichs- 
fonds". 

b) Satz 3 wird gestrichen. 

2. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „drei" 
durch das Wort „fünf" ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf die Gewährung von Härtebeihilfen 
auf Grund der in § 68 bezeichneten Tat- 
bestände sind die Absätze 1 und 2 entspre- 
chend anzuwenden." 

Artikel II 

überleitungs- und Schlußvorschriften 

§ 7 

Übergangsregelung bei der Kriegsschadenrente 

(1) An Personen, die erst auf Grund dieses Ge- 
setzes Kriegsschadenrente beantragen können, wird 
bei Antragstellung bis zum 30. September 1962 
Kriegsschadenrente mit Wirkung vom 1. Juni 1961 
ab gewährt, frühestens jedoch von dem Ersten des 
Monats ab, in dem die Voraussetzungen für die Ge- 
währung von Kriegsschadenrente eingetreten sind. 

(2) Von Personen, die erst auf Grund der §§ 278 a, 
291 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung 
dieses Gesetzes Unterhaltshilfe beantragen können, 
kann Antrag auf Unterhaltshilfe wegen Erwerbs- 
unfähigkeit (§ 265 LAG) noch bis zum 30. Juni 1963 
gestellt werden. 

(3) Soweit an einen Berechtigten, der Unterhalts- 
hilfe auf Zeit erhalten hat und wegen Erreichens des 
Grundbetrags vor dem 1. Juni 1961 ausgeschieden 
ist, auf Grund dieses Gesetzes für einen weiteren 


Zeitraum Unterhaltshilfe auf Zeit zu gewähren wäre, 
ist bis zum 31. Dezember 1962 zur Abgeltung dieses 
Anspruchs ein Betrag in Höhe des noch nicht ver- 
brauchten Grundbetrags (Abgeltungssumme) zu zah- 
len. Der Anspruch auf die Abgeltungssumme ent- 
steht' am 1. Juni 1961 in der Person des Berechtigten 
oder seiner Angehörigen im Sinne des § 272 Abs. 2 
und 3 des Lastenausgleichsgesetzes. Bei Anwendung 
des § 278 a des Lastenausgleichsgesetzes ist die Ab- 
geltungssumme in voller Höhe auf den Grundbetrag 
der Hauptentschädigung anzurechnen. Die Gewäh- 
rung der Abgeltungssumme steht der Gewährung 
eines Mindesterfüllungsbetrags nach § 278 a Abs. 4 
des Lastenausgleichsgesetzes nicht entgegen. 

§ 8 

Kosten im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
bei Klaglosstellung 

Soweit ein Beteiligter während eines im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Elften Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 29. Juli 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 545), des Zwölften Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 29. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 613), des Gesetzes zur Ein- 
führung von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts 
im Saarland vom 30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 637) oder dieses Gesetzes anhängigen verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahrens über die Gewährung 
von Ausgleichsleistungen dadurch klaglos gestellt 
wird, daß in Durchführung dieser Gesetze ein Be- 
scheid zu seinen Gunsten erlassen wird oder wenn 
ein Beteiligter wegen eines solchen Bescheids ein 
Rechtsmittel zurücknimmt, werden Gerichtskosten 
nicht erhoben, außergerichtliche Kosten werden ge- 
geneinander aufgehoben. Bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes rechtskräftig gewordene Kostenent- 
scheidungen bleiben unberührt. 

§ 9 

Amtsdauer der Beisitzer von Ausgleichsausschüssen 
und Beschwerdeausschüssen 

Die Amtsdauer der im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes in den Ausgleichsausschüssen und 
in den Beschwerdeausschüssen tätigen ehrenamt- 
lichen Beisitzer wird auf vier Jahre verlängert. 

§ 10 

Beihilfen an Vertriebene im Ausland 

(1) Vertriebene nach § 11 des Lastenausgleichs- 
gesetzes, denen feststellungsfähige Vermögensschä- 
den im Sinne des § 12 des Lastenausgleichsgesetzes 
entstanden sind, können zur Abwendung einer ge- 
genwärtigen Notlage im Rahmen der für einen Son- 
derfonds durch den Bundeshaushaltsplan bereitge- 
stellten Mittel Beihilfen gewährt werden, wenn sie 
die Voraussetzungen des § 230 des Lastenausgleichs- 
gesetzes nicht erfüllen, jedoch am 31. Dezember 1952 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in einem 
Staate hatten, der die Bundesrepublik am 1. April 
1956 anerkannt hatte, und im Zeitpunkt der An- 
tragstellung ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
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halt in diesen Gebieten oder im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben. 

(2) Beihilfen können nur an Personen gewährt 
werden, die an den im Absatz 1 genannten Stich- 
tagen deutsche Staatsangehörige waren. Im übrigen 
müssen die persönlichen und sachlichen Vorausset- 
zungen für die Gewährung von Beihilfen entspre- 
chend den Vorschriften des Vierten Teils des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes erfüllt sein. Die Lei- 
stungen dürfen nach Art und Höhe höchstens den 
Umfang der Härtebeihilfen nach dem Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetz erreichen. 

(3) Das Nähere zur Durchführung der Absätze 1 
und 2 wird durch Richtlinien der Bundesregierung 
bestimmt. Diese können zur Anpassung an die tat- 
sächlichen und rechtlichen Verhältnisse des Aufent- 
haltslandes auch die Gewährung nur einzelner Bei- 
hilfearten oder von Leistungen in unterschiedlicher 
Höhe vorsehen. Soweit dies zur Vermeidung beson- 
derer Härten veranlaßt ist, können ferner Beihilfen 
auch an Vertriebene nichtdeutscher Staatsangehörig- 
keit vorgesehen werden; dabei kann anstelle einer 
Beihilfe zum Lebensunterhalt ein angemessener Ka- 
pitalbetrag gewährt werden. 

(4) Für die Organisation und das Verfahren gel- 
ten die §§ 76 bis 79 und 81 bis 83 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes. Für die Antragstellung kann 
in den Richtlinien eine angemessene Frist bestimmt 
werden. 

(5) Zur Abgeltung von Vertreibungsschäden im 
Sinne des § 12 des Lastenausgleichsgesetzes sowie 
zur Milderung von Härten, die infolge dieser Schä- 
den eingetreten sind, können Leistungen vorbehalt- 
lich wirtschaftsfördernder Maßnahmen nach anderen 
Gesetzen und unbeschadet der Überbrückungsmaß- 
nahmen nach den Richtlinien vom 4. Juni 1960 (Bun- 
desanzeiger Nr. 185) ausschließlich nach den Vor- 
schriftendes Lastenausgleichsgesetzes oder nach den 
Absätzen 1 bis 3 dieser Vorschrift gewährt werden. 

§ 11 

Kredite zur Räumung von Wohnlagern 
in Österreich 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, der Repu- 
blik Österreich zum Wohnungsbau für die Unter- 
bringung von deutschen Staatsangehörigen, insbe- 
sondere von Vertriebenen und Umsiedlern, die sich 
noch in österreichischen Wohnlagern befinden, zins- 
freie Darlehen bis zum Gesamtbetrag von 13 Millio- 
nen Deutsche Mark zu gewähren und vom Rech- 
nungsjahr 1961 ab je nach Baufortschritt auszu- 
zahlen. 

§ 12 

Erlaß einer Rechtsverordnung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Regelung zu treffen, durch die sichergestellt 
wird, daß Ehegatten, die nach § 38 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes zusammen veranlagt worden sind, 
in den Fällen der §§ 55 a und 55 b des Lastenaus- 
gleichsgesetzes nicht benachteiligt werden. Dabei , 


können insbesondere Bestimmungen darüber getrof- 
fen werden, was als abgabepflichtiges Vermögen 
des einzelnen Ehegatten gilt. Außerdem kann zur 
Vereinfachung bestimmt werden, daß als abgabe- 
pflichtiges Vermögen der Ehegatten die Hälfte ihres 
veranlangten abgabepflichtigen Vermögens gilt, 
wobei es genügt, wenn die Voraussetzungen der 
§§ 55 a und 55 b des Lastenausgleichsgesetzes teils 
in der Person des einen und teils in der Person 
des anderen Ehegatten erfüllt sind. 

§ 13 

Anwendungszeitpunkt 

(1) Von den Vorschriften des Artikels I sind an- 
zuwenden 

1. § 1 Nr. 2, 3, 9 bis 15, 41 und 42 sowie §§ 2 
und 3 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) ab, 

2. § 1 Nr. 7 mit Wirkung vom 1. Januar 1959 
ab, 

3. § 1 Nr. 1 und Nr. 18 Buchstabe e mit Wir- 
kung vom 1. April 1961 ab, 

4. § 1 Nr. 17, Nr. 18 Buchstaben a bis d und f, 
Nr. 19 bis 34 mit Wirkung vom 1. Juni 
1961 ab, 

5. § 1 Nr. 4 und 5 mit Wirkung vom 1. Juli 
1961 ab, 

6. §,§ 4 und 5 mit Wirkung vom Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Einführung von Vor- 
schriften des Lastenausgleichsrechts im 
Saarland (§ 40) ab, 

7. § 6 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (§ 112) 
ab. 

(2) Für die Anwendung der §§ 266, 272, 273, 280 
und 282 des Lastenausgleichsgesetzes sind für den 
Zeitraum vor dem 1. Juni 1961 die §§ 246, 248, 249, 
249 a und 358 des Lastenausgleichsgesetzes in der 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Fassung maßgebend. § 245 Nr. 4 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes in der Fassung des § 1 Nr. 11 dieses 
Gesetzes gilt für die Anwendung der §§ 266, 272, 
273, 280 und 282 des Lastenausgleichsgesetzes vom 
1. April 1957 ab. 

§ 14 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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